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Nachdem  wir  vor  kurzem  eine  wissenschaftliche  Darstellung  der  Geschichte  Rostocks 
und  dabei  auch  eine  Schilderung  seiner  Verfassungskämpfe,  vorerst  bis  zum  Jahre  1532, 
erhalten  haben  J),  könnte  es  überflüssig  erscheinen,  die  letzteren  noch  zum  Gegenstände  einer 
besonderen  Abhandlung  zu  machen.  Indes  verdienen  jene  Streitigkeiten  doch  vielleicht  eine 
ausführlichere  Darstellung,  als  sie  in  einer  knapp  gefassten  Geschichte  der  Stadt  möglich 
war.  Denn  sie  sind  wichtig  und  anziehend  genug,  um  so  mehr,  als  wir  erst  in  allerjüngster 
Zeit  die  friedliche  Umänderung  der  alten  Verfassung  Rostocks  erlebt  haben,  die  sich  aus 
jenen  immer  erneuten  Kämpfen  herausgebildet  hatte. 

Zu  einer  solchen  genaueren  Schilderung,  zunächst  bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts, 
soll  im  folgenden  der  Versuch  gemacht  und  dabei  besonders  Rücksicht  auf  die  aus  jenen 
Zeiten  uns  erhaltenen  Bürgerbriefe  genommen  werden,  von  denen  der  eine  (von  1408)  bis 
jetzt  noch  unbekannt  war. 

Die  Gründe,  die  in  Rostock  zu  Verfassungskämpfen  führten,  waren  dieselben,  wie 
anderwärts.  Eine  Anzahl  von  vornehmen  Geschlechtern  hatte  sich  im  Laufe  der  Zeit  daran 
gewöhnt,  sich  als  allein  ratsfähig  zu  betrachten.  Da  die  Ratsherren,  deren  Amt  lebens- 
länglich war,  sich  selbst  ergänzten,  war  es  den  Geschlechtern  leicht  möglich,  in  der  Regel 
alle,  die  nicht  zu  ihnen  gehörten,  vom  Ratsstuhl  fernzuhalten.  Ihre  Herrschaft  wurde,  wie 
natürlich,  im  Laufe  der  Zeit  immer  drückender;  die  Klagen  über  willkürliches  Regiment, 
über  Ungerechtigkeiten  und  schlechte  Geldwirtschaft  immer  lauter.  Die  Bürgerschaft,  die 
Kaufleute  sowohl,  wie  die  Ämter  der  Handwerker  waren  es  bald  müde,  die  drückende 
Herrschaft  jener  Vornehmen  ruhig  zu  ertragen.  Vielmehr  strebten  sie,  und  zwar  besonders 
die  Handwerksämter,  danach,  die  Macht  der  Geschlechter  zu  brechen  und  selbst  an  der  Regie- 
rung der  Stadt  teilzunehmen.  So  wurde  denn  immer  von  neuem  der  Angriff  gegen  den 
Rat  und  die  stolzen  Lamilien,  die  in  ihm  vertreten  waren,  unternommen,  und  hatten  diese 
nach  jahrelangen  Anstrengungen  doch  endlich  wieder  den  Sieg  über  die  Neuerer  erfochten, 
so  dauerte  es  nicht  lange,  und  abermals  brach  einer  jener  tumultus  Rostochiensium  aus,  von 
denen  uns  Lindenbergs  Chronik  so  viel  zu  berichten  weiss. 

J)  K.  Koppmann , Gesell,  der  Stadt  Rostock.  1.  Teil.  Rostock  1887-  Vgl.  besonders  1.  Buch,  11. 
,, Verfassungskämpfe“,  14.  ,,der  Aufstand  von  1427“.  Dankbar  bekenne  ich,  dass  ich  bei  Abfassung  der  vorliegend 
den  Arbeit  nicht  nur  durch  das  genannte  Buch,  sondern  nicht  minder  durch  persönliche  Mitteilungen  seines  Verfassers 
sehr  wesentlich  unterstützt  worden  bin. 
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1.  Verfassungskämpfe  unter  Nikolaus  dem  Kinde 
und  der  Bürgerbrief  von  1313. 

Schon  im  letzten  Viertel  des  13.  Jahrhunderts  hören  wir  zum  ersten  Male  von  Ver- 
fassungskämpfen in  Rostock.  Zwischen  1286  März  16  und  1287  Februar  24  wurden  sechs 
Ratsherren  (Johann  von  Lehmhus,  Reineke  Reimberts  Sohn,  Dietrich  Koggenmeister,  Reineke 
von  Lage,  Reinhard  Lore  und  Johann  Zöllner)  vertrieben  und  ihnen  Habe  und  Gut 
genommen ; sechs  andre  (Johann  Rode,  Eberhard  Nachtrabe,  Heinrich  Mönch,  Heinrich  von 
Ivendorf,  Johann  Kempe  und  Christian  von  der  Altstadt)  wurden  an  ihre  Stelle  gesetzt  1 2 . 
Von  diesen  gehörten  wahrscheinlich  mehrere  den  Handwerksämtern  an;  bestimmt  können 
wir  dies  von  Johann  Kempe  nachweisen  -),  während  wir  von  einem  zweiten,  Heinrich  von 
Ivendorf,  wissen,  dass  er  den  Ämtern  das  Recht  der  aktiven  und  passiven  Wahl  in  den  Rat 
versprach  3).  Demnach  ist  der  Schluss  wohl  erlaubt,  dass  die  Vertreibung  jener  sechs  oben 
Genannten  eine  Folge  innerer  Kämpfe  war,  in  denen  die  Handwerker  die  Abschaffung  des 
bisherigen  Selbstergänzungsrechtes  des  Rates  und  ihre  eigne  Ratsfähigkeit  durchzusetzen 
suchten.  Das  erreichten  sie  auch  zunächst.  Aber  es  sollte  nicht  lange  so  bleiben;  die  Ver- 
triebenen wandten  sich,  da  sie  beim  Schweriner  Bischof  keine  Hilfe  fanden,  an  den  Erzbischof 
von  Bremen ; die  sechs  neuen  Ratsherren  aber  und  die  Gemeinde  zu  Rostock  appellierten  an 
Papst  Nikolaus  IV.,  der  nun  die  Angelegenheit  1289  untersuchen  liess 4).  Ausserdem  aber 
mischten  sich  auch  die  Städte  Lübeck,  Wismar  und  Greifswald  ein  und  suchten  auf  einer 
Tagfahrt  zu  Neubuckow,  wahrscheinlich  1288  Juli  23 5),  zwischen  den  Streitenden  zu  ver- 
mitteln. Schliesslich  kehrten  die  Vertriebenen  zurück:  wir  finden  sie  später  als  Ratsherren 
in  Rostock  wieder 6).  Dagegen  verschwindet  Johann  Kempe,  der  Handwerksmeister,  seit 
1289  völlig;  Heinrich  von  Ivendorf  aber,  der  sein  den  Ämtern  gegebenes  Versprechen  eidlich 
in  Abrede  stellte,  wurde  zwischen  1296  und  1298  wegen  Meineids  verfestet ’)• 

Das  Erzählte  fällt  unter  die  Regierung  Nikolaus  des  Kindes,  des  letzten  Fürsten 
aus  der  Rostocker  Linie,  der  bis  1291  noch  unter  der  Vormundschaft  Heinrichs  von  Werle 
stand.  Nachdem  er  selbst  die  Regierung  übernommen  hatte,  gab  er  die  Veranlassung  zu 
einem  Krieg,  durch  den  abermals  auch  innere  Unruhen  hervorgerufen  wurden.  Weil  nämlich 
Nikolaus  sowohl  eine  Gräfin  von  Lindow,  eine  Verwandte  seiner  Vettern  von  Werle,  als 
auch  Margarethe,  eine  Tochter  des  Markgrafen  Albrecht  III.  von  Brandenburg  und  Schwester 
der  Gemahlin  Heinrichs  II.,  des  Löwen,  von  Mecklenburg,  mit  denen  beiden  er  ein  Ver- 
löbnis eingegangen  war,  wieder  verliess,  um  eine  dritte  Verbindung  mit  einer  anderen  Mar- 
garethe, der  Tochter  Bogislavs  IV.  von  Pommern -Wolgast,  zu  schliessen,  so  wurde  er  von 
den  Verwandten  der  beiden  Verlassenen  im  Jahre -1298  mit  Krieg  überzogen3).  Die  An- 

*)  Mecklenburg.  Urkundenbuch  3-,  Nr.  2003  mit  Anm. 

2)  M.  U.  B.  3,  Nr.  1956  Anm. 

3)  M.  U.  B.  3,  Nr.  2423. 

4)  M.  U.  B.  3,  Nr.  2003. 

•r’)  Hanserecesse  1,  Nr.  61- 

6)  M.  U.  B.  3.  Nr.  2227,  2262,  2416,  2424.  4,  Nr.  2441,  2442,  2483.  248S. 

')  M.  U.  B.  3,  Nr.  2423. 

s)  Kirchberg  bei  Westphalen,  Monum.  ined.  rerum  Germ.  Tom.  IV.  c.  182  f.  — I >ie  annales  Lubecenses, 
MG.  88.  XVI.  a.  1300,  und  die  Detmar-Chronik  von  1101 — 1395  (Chroniken  der  niedersächsischen  Städte.  Lübeck. 
1.  Bd.)  c.  413  berichten  allerdings  von  der  Verlobung  mit  der  Gräfin  von  Lindow  nichts;  dieselbe  ist  demnach 
etwas  zweifelhaft. 


greifet-  waren  die  Markgrafen  Otto  mit  dem  Pfeil  und  Hermann  von  Brandenburg,  Nikolaus 
von  Werle  und  Heinrich  von  Mecklenburg,  endlich  Otto  von  Pommern-Stettin.  Bei  Beginn 
des  Winters  fielen  sie  sengend  und  brennend  ins  Land  Rostock  ein.  Die  Not  ward  um  so 
grösser,  als  ein  harter  Winter  sich  mit  den  Eingedrungenen  verbündete.  Indes  gelang  es 
der  Stadt  endlich,  durch  das  Versprechen  der  Zahlung  von  5000  Mark  Silbers  entweder 
bar  oder  in  Tuch  und  Buntwerk  den  Abzug  der  Feinde  zu  erkaufen  (1298  November  26)  J). 
Ausser  dieser  der  Stadt  Rostock  allein  auferlegten  Abgabe  musste  das  Land  noch  eine 
bestimmte  nach  Hufen  bemessene  Summe  entrichten  -). 

Die  Feinde  zogen  ab,  und  als  nun  auch  die  Winterkälte  schwand,  da  wurde  es 
einem  grossen  Teile  der  Bürger  sehr  leid,  dass  sie  so  schnell  sich  zu  einem  schimpflichen 
Frieden  bereit  erklärt  hatten.  Sie  lehnten  sich  gegen  den  Rat  auf,  trieben  diejenigen  Rats- 
herren, die  sie  für  Urheber  des  Friedens  hielten,  aus  der  Stadt  und  verweigerten  jedenfalls 
die  Zahlung  des  noch  nicht  gelieferten  Restes  der  Summel * 3 4 5).  Da  aber  infolge  dieser  Vor- 
gänge ein  Rachefeldzug  zu  fürchten  und  Rostock  einem  solchen  nicht  gewachsen  war,  so 
schenkte  der  leicht  bestimmbare,  völlig  machtlose  Nikolaus  dem  Rate  Gehör,  der  ihm 
gegeben  ward:  er  nahm  im  Jahre  1300  Stadt  und  Land  Rostock  von  König  Erich  Menved 
von  Dänemark  zu  Lehen  '). 

Schon  im  Juni  1301  finden  wir  Erich  in  Rostock,  wo  er  in  Gemeinschaft  mit 
Nikolaus  die  fürstlichen  Rechte  ausübte ’’).  In  demselben  Jahre  noch  brachen  die  Feinde,  die 
man  gefürchtet  hatte,  ein:  mit  Nikolaus  von  Werle  standen  nicht  nur  die  Herrscher  von 
Brandenburg,  Pommern- Stettin  und  Mecklenburg  im  Bunde,  die  schon  1298  seine  Kriegs- 
genossen gewesen  waren,  sondern  auch  die  Herzoge  Johann  und  Albrecht  von  Sachsen,  die 
Grafen  Nikolaus  und  Gunzelin  von  Schwerin  und  Bischof  Gottfried  von  Schwerin 6).  Der 
Kampf  war  von  kurzer  Dauer.  Erich  benutzte  ihn,  um  das  Land  des  schwachen  Rostocker 
Fürsten,  dessen  Oberlehnsherr  zu  sein  ihm  nicht  genügte,  selbst  zu  gewinnen.  Das  gelang 
ihm  sehr  schnell:  schon  im  Sommer  desselben  Jahres  (1301  Juli  22  und  August  1)  schloss  er 
mit  seinen  Gegnern,  die  ihm  nicht  gewachsen  waren,  I'rieden:  Nikolaus  von  Werle  musste 
den  Dänenkönig  als  unbeschränkten  Beherrscher  des  grössten  Teiles  der  Rostocker  Lande 
anerkennen,  ging  aber  seinerseits  auch  nicht  leer  aus7).  Von  diesem  Frieden  schloss  sich 
die  Stadt  Rostock  aus;  sie  hatte  keine  Lust,  dänisch  zu  werden.  Da  aber  zog  König  Erich 
mit  einem  Heere  gegen  sie  heran.  In  einem  Vertrag  zum  gütlichen  Austrag  etwa  entstehender 
Streitigkeiten,  den  er  1302  August  26  vor  Rostock  mit  einer  Reihe  von  Herzogen,  Fürsten 
und  Grafen  schloss,  unter  denen  auch  Nikolaus  von  Werle,  Heinrich  der  Löwe  von  Mecklen- 
burg und  die  Markgrafen  Otto  und  Konrad  von  Brandenburg  waren,  mussten  sich  alle  ver- 
pflichten, dem  König  zur  Bezwingung  der  widerspenstigen  Stadt  behilflich  zu  sein  8).  Solcher 
Übermacht  konnte  diese  selbstverständlich  nicht  widerstehen:  noch  vor  dem  15.  September 


l)  M.  U.  B.  4,  Nr.  2588. 

-)  Kirchberg  a.  a.  O.  c.  183. 

3)  Detmar-Chronik  c.  413.  Auch  aus  M.  U.  B.  5.  Nr.  2749  gellt  hervor,  dass  Rostock  die  versprochene 
Summe  am  bestimmten  Termin  (1300  Febr.  28)  noch  nicht  entrichtet  hatte. 

4)  Die  darüber  erhaltenen  Nachrichten  sind  zusammengestellt  im  M.  U.  B.  4,  Nr.  2643;  vgl.  Nr.  2644. 

5)  M.  U.  B.  5,  Nr.  2740,  2741. 

6)  M.  U.  B.  5,  Nr.  2748. 

7)  Ebenda. 

R)  M.  U.  B.  5,  Nr.  2818. 
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öffneten  sich  ihre  Thore  dem  König1 *).  Fortan  führte  ein  dänischer  Hauptmann  in  Erichs 
Namen  die  Herrschaft  im  Rostocker  Lande  -). 

Die  dänische  Nachbarschaft  war  natürlich  dem  Fürsten  Nikolaus  von  Werle  und 
Heinrich  dem  Löwen  nichts  weniger  als  angenehm ; nur  gezwungen  hatten  sie  mit  Erich 
Frieden  und  den  erwähnten  Vertrag  geschlossen.  Viel  erträglicher  und  vorteilhafter  als  des 
Dänenkönigs  Herrschaft  in  Rostock  erschien  ihnen  die  des  schwachen  Nikolaus  des  Kindes, 
und  so  verbanden  sie  sich  denn  mit  den  Brandenburger  Markgrafen  zu  seiner  Wieder- 
einsetzung (1305  Jan.  2?)3).  Ob  es  infolgedessen  zu  irgend  welchen  weiteren  Schritten  gegen 
Erich  gekommen  ist,  wissen  wir  nicht.  Allerdings  sehen  wir  Nikolaus  von  Rostock,  der 
noch  bis  1314  Nov.  25  lebte4),  seit  1308  neben  dem  König  wieder  gewisse  landesherrliche 
Rechte  ausüben  5 6),  aber  er  war  und  blieb  auch  jetzt  von  diesem  völlig  abhängig ; die 
dänischen  Hauptleute  schalteten  weiter  im  Lande,  und  Erich  verfuhr  mit  dem  neu  erworbenen 
Gebiet  ganz  nach  Belieben;  einen  Teil  desselben  verpfändete  er  sogar  1310  an  den  Fürsten 
Wizlav  von  Rügen0).  Übrigens  hatte  Rostock  von  der  Fremdherrschaft  auch  manche  Vor- 
teile. Dass  Erich  die  Bezahlung  von  Nikolaus’  Schulden  übernahm,  ist  schon  erwähnt7); 
1305  Mai  18  erteilt  er  dann  den  Rostocker  Kaufleuten,  die  die  Ostsee  befahren,  Befreiung 
vom  Strandrecht  in  seinem  ganzen  Reiche  und  andere  Vorrechte  8). 

Das  genügte  aber  natürlich  nicht,  Rostock  mit  der  Fremdherrschaft  auszusöhnen; 
vielmehr  benutzte  es  die  erste  Gelegenheit,  sie  abzuschütteln.  Schon  1308  Dez.  20  hatte  es 
mit  Wismar,  Stralsund  und  Greifswald  ein  Schutzbündnis  auf  fünf  Jahre  abgeschlossen9).  Als 
zwei  Jahre  nachher  ein  Streit  zwischen  Wismar  und  Heinrich  dem  Löwen  ausbrach,  wurde 
das  Bündnis  auf  die  Dauer  von  vier  Jahren  erneuert,  und  auch  Lübeck  trat,  freilich  nur-  mit 
Vorbehalt,  hinzu 10).  Heinrich  setzte  sich  angesichts  der  feindseligen  Haltung  der  beiden 
mecklenburgischen  Städte  mit  König  Erich  in  Verbindung;  Rostock  aber  reizte  diesen  bei 
Gelegenheit  des  grossen  Festes,  das  er  im  Sommer  1311  vor  der  Stadt  gab,  noch  mehr, 
indem  es  sich  weigerte,  mehr  als  eine  bestimmte  Anzahl  der  zum  Feste  Versammelten  in 
seinen  Mauern  aufzunehmen.  Die  Feindschaft  wuchs,  als  Heinrich  vor  Wismar  zog  und  es 
zu  belagern  begann.  Denn  während  der  dänische  König  ihm  dabei  behilflich  war,  unter- 
stützte Rostock,  dem  Bündnis  getreu,  die  gefährdete  Nachbarstadt.  Erich  erliess  ein  Mahn- 
schreiben an  die  widerspenstigen  Rostocker  — die  Antwort  darauf  war  ein  Absagebrief,  den 
der  König  durch  einen  gleichen  erwiderte.  Auch  ernannte  er  Wismars  Bedränger,  Heinrich 
den  Löwen,  zu  seinem  Stellvertreter  und  zum  Hauptmann  des  Landes  Rostock11).  Während 
nun  die  Rostocker  im  Bund  mit  den  Schwesterstädten  seit  1311  wiederholt  Dänemark  heim- 
suchten, zog  Heinrich  nach  Warnemünde  und  sperrte  durch  Versenkung  von  Steinen  und 

0 M.  U.  B.  5,  Nr.  2820;  am  20.  Nov.  desselben  Jahres  übernimmt  Erich  eine  Schuld  von  1500  Mark 

Wendisch,  die  Rostock  noch  von  seinem  Fürsten  Nikolaus  zu  fordern  hatte,  M.  U.  B.  5,  Nr.  2830- 

ä)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3002,  3204,  3321,  3340.  3300. 

3)  M.  U.  B.  5,  Nr.  2979. 

*)  M.  U.  B.  6,  Nr.  5720. 

5)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3223,  3234,  3322,  3430,  3445,  3451- 

6)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3388,  3389- 

5)  Vgl.  auch  M.  U.  B.  5,  Nr.  3340,  3431—3433- 

s)  M.  U.  B.  5,  Nr.  2998- 

°)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3263. 

10)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3414  mit  Anm. 

“)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3484,  3488,  3504  ; Ann.  Lub.  a.  1311  ; Detmarchromk  c.  460  f. ; Kirchberg  c.  143— 145. 


durch  zwei  grosse  Blockhäuser,  die  er  zu  beiden  Seiten  des  Stroms  erbaute,  Rostock  von 
der  See  ab.  Kaum  aber  war  er  mit  Zurücklassung  einer  Besatzung  in  den  eben  erbauten 
Kastellen  abgezogen,  so  rückten  die  Rostocker,  die  unterdes,  wie  Kirchberg 1 2 3  4)  uns  erzählt, 
ihrem  alten  Fürsten  Nikolaus  trotz  des  Widerspruchs  des  Rates  aufs  neue  gehuldigt  hatten, 
nach  Warnemünde,  brannten  beide  Kastelle  nieder  und  errichteten  nun  ihrerseits  einen  starken 
Turm  am  Eingänge  des  Hafens. 2). 

Nun  aber  schritt  König  Erich  selbst  ein.  Er  schloss  1312  Febr.  19  zur  Bezwingung 
der  trotzigen  Stadt  ein  Bündnis  mit  den  Markgrafen  Waldemar  und  Johann  von  Branden- 
burg:{).  Auch  andre  Fürsten,  wie  Herzog  Otto  von  Pommern- Stettin,  später  auch  Nikolaus 
und  Johann  von  Werle  und  Graf  Adolf  von  Schauenburg,  unterstützten  ihn4).  Am  30.  Juni 
1312  finden  wir  Erich  bereits  in  Warnemünde5 *);  aber  erst  nach  elf  Wochen  gelang  es  den 
Fürsten  — auch  Heinrich  von  Mecklenburg  war  dabei  — die  Besatzung  des  Turms,  die 
durch  Waffengewalt  nicht  hatte  überwunden  werden  können,  durch  Hunger  zur  Übergabe  zu 
zwingen,  worauf  das  gewonnene  Kastell  von  den  Siegern  sehr  stark  befestigt  wurde. ö)  — 
Nun  rückten  die  Verbündeten  gegen  Rostock  selbst  vor  und  schlugen  vor  dem  Mühlendamm 
ihr  Lager  auf.  Sie  fanden  kräftigen  Widerstand.  König  Erich  und  die  meisten  andern 
Fürsten  zogen  im  Winter  heimwärts;  aber  Heinrich  dem  Löwen  gelang  es,  bald  darauf  den 
Kampf  zu  beenden.  Am  7.  Dezember  1312  musste  die  Stadt  mit  dem  Fürsten  Nikolaus  an 
der  Spitze  sich  zum  Friedensschluss  bei  Polchow  bequemen.  Sie  unterwarf  sich  und  leistete 
Heinrich  zu  Händen  des  Dänenkönigs  den  Eid  der  Treue7 8). 

Unterdessen  aber  waren  in  Rostock  selbst  heftige  Streitigkeiten  ausgebrochen.  Schon 
die  förmliche  Lossagung  von  Erich  und  die  erneute  Anerkennung  Nikolaus  des  Kindes  war, 
wie  erwähnt,  gegen  den  Widerspruch  des  Rates  von  der  Gemeinde  durchgesetzt  worden. 
Nachdem  dann  die  Rostocker  die  beiden  von  Heinrich  in  Warnemünde  erbauten  Türme 
niedergebrannt  hatten  (1311),  riet  der  Rat  abermals  zum  Frieden.  Aber  nur  ein  Teil  der 
^opperften  van  den  borgeren  , mit  denen  er  darüber  verhandelte s),  war  damit  einverstanden; 
die  andern  verlangten  Befragung  der  ganzen  Gemeinde.  Diese  erfolgte ; die  kriegerisch 
Gesinnten  siegten  ob,  und  der  Kampf  ward  fortgesetzt.  Schon  damals  war  demnach  das 
Ansehen  des  Rates  sehr  gemindert.  Und  als  nun  das  Kriegsglück  umschlug  und  König 
Erich  1312  das  von  den  Städtern  erbaute  Kastell  in  Warnemünde  bezwang,  da  kam’s  in 
Rostock  zu  gefährlichen  Stürmen.  Das  Volk  warf  dem  Rate  Verrat  vor,  und  ein  wilder 
Aufstand  gegen  denselben  brach  los  (1312  Sept.  17).  Mag  immerhin  Kirchbergs  Schilderung9) 
von  den' Greueln,  die  der  Pöbel  unter  Heinrich  Runges  Führung  verübte,  übertrieben  sein,  so 
ist  doch  das  schon,  was  urkundlich  nachzuweisen  ist,  furchtbar  genug.  Ein  grosser  Teil  der 
Ratsherren  und  der  Anhänger  derselben  — genannt  werden  uns  Heinrich  Rikbode,  Gerhard 


1)  c.  145. 

2)  Ann.  Lub.  a.  1311;  Detmarchronik  c.  463;  Kirchberg  c.  145,  147- 

3)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3515;  vgl.  auch  Nr.  3516- 

*)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3547,  3566,  3567- 

5)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3545. 

8)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3570- 

7)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3576  f;  vgl.  auch  ann.  Lub.  a.  1312;  Detmarchronik  c.  468;  Kirchberg  c.  147  f. 

8)  Kirchberg,  c.  147  uncl  Rostockische  plattdeutsche  Chronik  von  1310 — 1314  in  den  Beiträgen  zur 
Mecklenburg.  Geschichtskunde,  hg.  v.  H.  R.  Schröter,  1 Bd,  1 (einziges)  lieft,  S.  19  f.  Der  Bericht  der  Chronik 
ist  hier  klarer,  als  der  ihr  zu  Grunde  liegende  Kirchbergs. 

5)  c.  148;  vgl.  ann.  Lub.  a.  1312;  Detmarchronik  c.  468- 
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Bloming  und  Willekin  Bomgarden  — wurden  beraubt  und  getötet;  acht  andre  (Arnold 
Kopman,  Arnold  Quast,  Wasmot,  Bernhard  Kopman,  Otbert  von  Zelow,  Gherwin  Wilde, 
Tige  und  Heinrich  Sclichtop)  entflohen  oder  wurden  vertrieben  und  ihre  Güter  mit  Beschlag 
belegt 1 2).  Es  wurde  nun  unter  Mitwirkung  der  Älterleute  der  Ämter  ein  neuer  Rat  erwählt 
in  dem  vielleicht  auch  jene  Ratsherren,  die  nicht  getötet  oder  entflohen  waren,  Sitze 
erhielten.  Heinrich  Runge,  der  Haupträdelsführer,  wurde  ebenfalls  Ratsherr3).  Obwohl  nun 
aber  die  Stadt  die  nun  folgende  Belagerung  glücklich  aushielt,  bis  bei  Beginn  des  Winters 
Erich  heimzog  und  Heinrich  dem  Löwen  das  weitere  iiberliess,  so  verstand  sie  sich  doch 
schliesslich,  wie  schon  berichtet,  zur  Unterwerfung.  Denn  die  Kaufmannschaft,  die  unter  der 
Störung  des  Handels  empfindlich  litt,  drängte  zum  Einlenken  und  setzte  ihren  Willen  durch: 
es  kam  zum  Frieden  von  1812  Dez.  7,  bei  dessen  Abschluss  ausser  einer  Anzahl  von  Rats- 
herren auch  viele  besonders  dazu  abgeordnete  Bürger,  hauptsächlich  jedenfalls  Kaufleute,  mit 
thätig  waren4).  Für  die  Entwichenen  hatte  dieser  Friedensschluss  nur  den  Vorteil,  dass  die 
Beschlagnahme  ihrer  Güter  aufgehoben  wurde;  zurückkehren  durften  sie-  nicht.  — Aber  die 
Beendigung  der  äusseren  Kämpfe  hatte  neue  innere  Unruhen  zur  Folge.  Dieselben  gingen 
hauptsächlich  von  den  Handwerksämtern  aus,  die  bei  zweien  der  Ratsherren,  Heinrich  Runge 
und  Werner  Hovesch  (Facetus),  Unterstützung  fanden5 * 7).  So  erzwangen  denn  die  Älterleute 
die  Bestätigung  eines  von  ihnen  abgefassten  Bürgerbriefs,  des  ersten,  von  dem  wir  wissen. 
Das  geschah  im  Jahre  1313°),  ob,  wie  im  Mecklenburgischen  Urkundenbuch T)-  angenommen 
wird,  noch  vor  dem  Tage  der  Umsetzung  des  Rats  (Febr.  22),  mag  dahingestellt  bleiben. 
Der  erwähnte  Bürgerbrief  ist  uns  leider  nicht  erhalten;  doch  wissen  wir  durch  Kilchberg8) 
einiges  von  seinem  Inhalt.  Die  wichtigste  der  uns  erhaltenen  Bestimmungen  desselben  betrifft 
die  Ratswahl.  Bisher  hatte  sich  der  Rat,  wie  schon  erwähnt,  bei  eintretenden  Vakanzen  aus 
den  Geschlechtern  selbst  ergänzt9).  Nun  hatten  bei  der  Neuwahl  oder  Ergänzung  des  Rats 
nach  den  Septemberunruhen  des  Jahres  1312,  wie  erwähnt,  die  Älterleute  der  Ämter  mit- 
gewirkt. Was  da  geschehen  war,  macht  der  Bürgerbrief  zum  Gesetz: 

,,Alfo  fy  folden  kyfen  nicht 
ymans  zu  des  rades  phlicht, 
an,  dy  die  aldirmanne  wolden, 
zu  rade  fy  dy  kyfen  folden." 


’)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3576.  6,  Nr.  3669,  3673. 

2)  Rost.  Chron.  a.  a.  O.  S.  28  f. ; ihr  Bericht  scheint  hier  genauer  als  der  Kirchbergs  (c.  148)  zu  sein, 
während  ihre  Erzählung  von  den  folgenden  Vorgängen  irrig  ist;  vgl.  Krause,  Über  den  1.  u.  2.  Teil  der  Rost. 
Chronik.  Progr.  d.  Gr.  Stadtschule  zu  Rostock.  1873,  S.  6 f. 

•1)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3576. 

4)  M.  U.  B.  5,  Nr.  3576  »et  aliis  burgensibus  multis  ad  hoc  specialiter  convocatis,  qui  hiis  omnibus 
interfuerunt  et  expressius  consenserunt.« 

5)  M.  U.  B.  6,  Nr.  3672;  dazu  5,  Nr.  3576 

ß)  M.  U.  B.  6,  Nr.  3672;  die  Zahl  der  hier  genannten,  später  wegen  der  Unruhen  verfesteten  Bürger 
scheint  dafür  zu  sprechen,  dass  sie  einem  Sechziger-Ausschuss  angehörten,  der  vielleicht,  wie  dies  auch  später 
geschieht,  den  Bürgerbrief  abfasste. 

7)  - 6,  Nr.  3590. 

8)  c.  150;  M.  U.  B.  C,  Nr.  3590. 

9)  Dass  schon  früher  einmal,  zunächst  mit  Erfolg,  der  Versuch  gemacht  wurde,  dies  zu  ändern,  ist  oben 
S.  4 erzählt  worden. 
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Davon,  dass  die  Gewerke  Zutritt  in  den  Rat  erlangt  hätten,  ist  also  nicht  die  Rede ; 
Kirchberg  spricht  nicht  von  einem  passiven,  ja  nicht  einmal  von  einem  aktiven  Wahlrecht; 
vielmehr  sollte  die  Wahl  neuer  Ratsherren  jedenfalls  in  alter  Weise,  also  durch  den  Rat 
selbst,  erfolgen;  nur  wurde  den  Älterleuten  entweder  das  .Vorschlagsrecht  oder,  was  wahr- 
scheinlicher ist,  ein  Veto  gegenüber  den  Vorschlägen  des  Rats  zugesprochen.  ’) 

Auch  die  zweite  uns  erhaltene  Bestimmung  des  Bürgerbriefs  schränkt  das  Recht 
des  Rats  zu  Gunsten  der  Älterleute  ein.  Er  hatte  bis  dahin  die  alleinige  Ausübung  der 
Gerichtsbarkeit  besessen.  Jetzt  wurde  bestimmt,  dass  er  nicht  ohne  Beistimmung  jener 
Strafen,  besonders  an  Geld  und  Gut,  verhängen  sollte : 

„Der  rad  folde  keyne  brache  richten, 
mit  namen  daz  an  gelt  vnd  gud 
ginge,  an  ires  wißins  mud, 
ob  dy  aldirmanne  icht  tobin." 

In  welcher  Weise  freilich  die  Älterleute  am  Gericht  teilnehmen  sollten,  darüber 
wissen  wir  leider  nichts. 

Die  dritte  Bestimmung,  von  der  Kirchberg  uns  berichtet,  enthält  das  Verbot  für 
alle  Bürger  Air  irgend  einen  Edelmann  Bürgschaft  zu  leisten;  wer  das  bereits  gethan  hätte, 
der  sollte  seine  Bürgschaft  sofort  für  ungiltig  erklären : 

„Es  folde  keyn  burgir  ouch  gelobin 
me  vur  keynen  houeman; 
wilchir  ftunde,  der  folde  vordan 
das  burgeczog  kundigen  offinbar, 
idel  vnd  vnwerlich  gar.“ 

Diese  Neuerung  hatte  wahrscheinlich  den  Zweck,  nähere  Verbindungen  der  Geschlechter 
mit  den  Angehörigen  des  fürstlichen  Hofes  zu  erschweren.*  2)  Das  mochte  um-  so  rätlicher 
erscheinen,  als  viele  aus  den  Geschlechtern  durch  ihre  Landgüter  mehr,  als  für  die  Stadt 
vorteilhaft  schien,  an  den  Hof  geknüpft  waren.  Die  sonstigen  Bestimmungen  des  Bürger- 
briefs übergeht  Kirchberg;  die  Rostockische  Chronik  erwähnt3)  zwar  noch  Verfügungen  über 
den  Schoss  („Se  fetteden  ock  andere  articule  beth  lachendes  wert,  dar  de  nie  Radt  ere  fchot 
fcholden  nha  regeren,  dar  doch  men  arch  vnd  vordarff  nha  volgede“);  aber  die  Stelle,  wo 
dies  steht,  macht  die  Annahme  wahrscheinlich,  dass  der  Verfasser  diese  Bestimmung  als  nicht 
im  Bürgerbrief  selbst  enthalten  bezeichnen  wollte.  Vielleicht  beruht  die  ganze  Angabe  Hin- 
auf den  Worten  Kirchbergs:  „Darnach  begunden  fy  abir  machen“  u.  s.  w.4). 

Der  Rat  musste  dies  Privileg  anerkennen  und  mit  dem  Siegel  der  Stadt  versehen, 
und  darauf  ward  es  in  einem  mit  Eisen  beschlagenen  Behälter  aufbewahrt. 

Fand  diese  Verfassungsänderung  wirklich,  wofür  manches  spricht,  schon  zu  Anfang 
des  Jahres  1313  statt,  so  hatte  sie  auf  das  Verhältnis  Rostocks  zum  Dänenkönig  zunächst 
keinen  Einfluss,  denn  Erich  bestätigte  unter  Anerkennung  des  früher  mit  Heinrich  geschlossenen 
Friedens  1313  Apr.  19  die  Gerechtsame  Rostocks5).  Trotzdem  schritt  Heinrich  der  Löwe, 


J)  Vgl.  darüber  und  über  das  Folgende  Rost.  Chronik,  S.  33,  Anm.  110. 

2)  Ebenda. 

3)  S.  33. 

4)  Vgl.  Krause,  Ueber  den  1.  u.  2.  Teil  der  Rost.  Chron,  a.  a.  O.  S.  7 o. 

5)  M.  U.  B.  6,  Nr.  3608. 
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sein  Statthalter,  sehr  bald  darauf  gewaltsam  gegen  die  Neugestaltung  der  Dinge  in  Rostock 
ein.  Die  acht  oben  genannten  vertriebenen  oder  entflohenen  Mitglieder  des  alten  Rates 
wandten  sich  nämlich  an  ihn  und  baten  ihn,  sie  wieder  in  alle  ihre  Rechte  einzusetzen. 
Heinrich  ging  darauf  ein  und  schloss  im  Namen  des  Dänenkönigs  mit  ihnen  zu  Dassow  einen 
Vertrag  ab  (1314  Jan.  8)'),  worin  er  sich  bereit  erklärte,  sie  nach  Rostock  zurückzuführen, 
wenn  sie  und  ihre  Anhänger  in  der  Stadt  ihm  dies  durch  Einräumung  eines  Thores  ermög- 
lichten. Ausserdem  wurde  ihm  zugestanden,  dass  er  gemeinsam  mit  den  acht  vertriebenen 
Ratsherren  einen  neuen  Rat  einsetzen  sollte;  für  die  Zukunft  sollte  dann  aber  der  Rat  in 
alter  Weise  sich  selbst  ergänzen. 

Einen  rechtlichen  Grund  für  dies  Vorgehen  Heinrichs  des  Löwen  gegen  Rostock 
kennen  wir  nicht;  es  erscheint  vielmehr  nach  den  Abmachungen  des  Pölchower  Friedens 
von  1312  und  nach  der  Privilegienbestätigung  durch  König  Erich  völlig  widerrechtlich* 2). 

Vier  Tage  später  (Jan.  12)  erschien  Heinrich  mit  einer  Schar  Bewaffneter  vor 
Rostock.  Nicht  ohne  Schwierigkeit  und  Gefahr  gelang  es  ihm,  sich  des  Steinthors  zu 
bemächtigen.  Da  sandten  Rat  und  Gemeinde  Heinrich  Runge  und  zwei  andre  Ratsherren  an 
ihn  ab.  Der  Fürst  teilte  ihnen  mit,  dass  er  komme,  nicht  um  Krieg  zu  führen,  sondern  um 
den  vertriebenen  Ratsherren  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen.  Das  verkündete  Runge  der 
Gemeinde,  und  als  er  sah,  dass  sich  die  Bürger,  unter  denen  die  Vertriebenen  einen  ziemlich 
bedeutenden  Anhang  gehabt  zu  haben  scheinen,  schnell  entschlossen,  dem  Fürsten  den  Eintritt 
zu  gestatten,  suchte  er  sein  Heil  in  der  Flucht3). 

Am  Mittag  des  nächsten  Tages  — es  war  ein  Sonntag,  Jan.  13  — zog  Heinrich  in 
die  Stadt  ein  und  Hess  öffentlich  verkünden,  dass  er  am  nächsten  Morgen  nach  lübischem 
Recht  Gericht  halten  werde.  So  geschah  es  auch.  Zu  Richtern  waren  von  ihm  eingesetzt 
die  vier  Ritter  Johann  von  Zernin,  Konrad  von  Kramon,  Johann  Rosenthal  von  Plessen  und 
Siegfried  von  Plön.  Zunächst  sollte  — natürlich  nur  der  Form  wegen  — über  die  acht 
unter  Heinrichs  Schutz  jetzt  zurückgekehrten  Ratsherren  abgeurteilt  werden.  Gegen  sie  trat 
aber,  da  Runges  Anhänger  es  vorgezogen  hatten,  seinem  Beispiel  folgend  in  der  Nacht  zu 
entfliehen,  kein  Kläger  auf.  Demnach  wurden  sie  als  völlig  unschuldig  in  ihre  Ratsstellen 
wieder  eingesetzt.  Nun  aber  klagten  sie  ihrerseits  gegen  ihre  Widersacher.  Ein  strenges 
Gericht  wurde  über  dieselben  gehalten.  Die  bereits  geflohen  waren  und  vielleicht  auch  einige 
der  Zurückgebliebenen,  die  minder  schuldig  waren,  wurden  auf  ewig  verfestet,  die  anderen 
mit  dem  Rade  oder  Schwerte  gerichtet.  Die  Namen  der  letzteren  kennen  wir  nicht,  die  der 
Verfesteten  sind  uns  erhalten4 5).  Dann  Hess  der  Fürst  sich  den  festen  Kasten  bringen,  der 
den  Bürgerbrief  barg,  Hess  ihn  zerschlagen,  zerriss  den  Brief  und  verbrannte  die  Stücke  ’). 

Dass  nun  Heinrich  wirklich  den  Dassower  Abmachungen  gemäss  gemeinsam  mit  den 
acht  wieder  eingesetzten  Ratsherren  den  Rat  ergänzt  hat,  sagt  Kilchberg  nicht;  es  ist  aber 

*)  M.  U.  B.  6,  Nr.  3669. 

2)  Man  könnte  deshalb  zu  der  Ueberzeugung  kommen,  dass  die  Abfassung  des  Bürgerbriefs  erst  nach  der 
Privilegienbestätigung  (1313  Apr.  19)  stattgefunden  habe  und  dass  erst  durch  jene  und  die  sie  begleitenden  Umstände 
Heinrich  zum  Einschreiten  veranlasst  worden  sei.  Aber  im  Vertrag  selbst  findet  sich  nichts,  was  für  diese  Annahme 
spräche.  Heinrich  scheint  einfach  die  von  den  Vertriebenen  dargebotene  günstige  Gelegenheit  benutzt  zu  haben, 
ohne  sich  um  die  Rechtsfrage  zu  kümmern. 

3)  Kirchberg,  c.  151. 

4)  M.  U.  B.  6,  Nr.  3672.  Die  Nr.  3673  Angeführten  sind  jedenfalls  nicht  durch  Heinrichs  Gericht, 
sondern  erst  später  verfestet  worden,  wie  aus  den  Namen  der  Richter  hervorgeht. 

5)  Kirchberg,  c.  152;  dazu  Rost.  Chrom,  S.  40 — 42. 
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anzunehmen,  dass  der  Fürst  auf  dieses  Recht  nicht  verzichtet  hat,  um  so  mehr,  als  die 
Ergänzung' noch  während  seiner  Anwesenheit  vorgenommen  wurde;  am  19.  Januar  nämlich 
huldigte  ihm  der  wieder  vollzählige  Rat  als  dem  Stellvertreter  des  Dänenkönigs1 2 *  4).  Damit 
waren  die  inneren  Unruhen  für  diesmal  beendet  und  die  alte  Verfassung  der  Stadt  wieder 
hergestellt. 


2.  Verfassungskämpfe  von  1408 — 1416; 
der  Bürgerbrief  von  1408  und  das  Ratswahlgesetz  von  1410. 

Fast  ein  Jahrhundert  hindurch  hören  wir  nichts  wieder  von  inneren  Kämpfen  in 
Rostock.  Doch  dürfen  wir  daraus  nicht  den  Schluss  ziehen,  dass  nun  auch  wirklich  während 
dieser  langen  Zeit  Friede  und  Einigkeit  geherrscht  habe.  Ist  dies  schon  an  und  für  sich 
wenig  wahrscheinlich,  so  sprechen  auch  die  Vorgänge  in  den  befreundeten  Nachbarstädten 
dagegen.  Was  aber  auch  geschehen  sein  mag,  gewiss  ist,  dass  die  Vertreter  der  alten 
Ordnung  immer  wieder  siegreich  blieben. 

Gefährliche  Unruhen  entstanden  wieder  bei  Beginn  des  15.  Jahrhunderts.  Im  Jahre  1408 
brach  nämlich  in  Lübeck  ein  Aufruhr  aus,  auf  den  die  Ereignisse  der  vorhergegangenen  Jahre 
schon  deutlich  genug  hingewiesen  hatten2).  Auch  er  ging  hervor  aus  dem  Misstrauen  in  den 
Rat  und  dem  Streben  der  Handwerker,  an  der  Regierung  teilzunehmen.  Das  Vorgehen  der 
Lübecker  Bürgerschaft  lockte,  wie  andre  Städte,  auch  das  befreundete  Rostock  in  gleiche 
Bahnen.  Drei  Lübecker  Bürger,  Kurt  Semelow,  Johann  Plate  und  Heinrich  Bloyebom,  die 
sich  bei  den  Unruhen  in  ihrer  Vaterstadt  besonders  hervorgethan  hatten2),  kamen  im 
Jahre  1409  zunächst  nach  Wismar  und  dann  nach  Rostock,  um  die  beiden  Städte  zu 
bewegen,  dem  Beispiel  Lübecks  zu  folgen.  Das  glückte  ihnen,  und  an  beiden  Orten  wurde 
ein  Bürgerausschuss  eingesetzt.  So  berichten  unsre  Quellen4),  und  man  müsste  demnach 
annehmen,  dass  dies  der  Ausgangspunkt  der  damaligen  Rostocker  Bewegung  gewesen  sei. 
Dem  ist  aber  nicht  so.  Schon  ehe  die  drei  Genannten  von  Lübeck  nach  Rostock  kamen, 
hatten  die  Vorgänge  in  jener  Stadt  auch  auf  diese  eingewirkt.  Das  geht  hervor  aus  einem 
bisher  noch  unbekannten  Rostocker  Bürgerbrief  von  1408  Juli  14 5),  dem  ersten,  den  wir 
ganz  besitzen,  dem  zweiten,  von  dem  wir  überhaupt  wissen.  Er  hat  einen  ganz  anderen 
Charakter,  als  der  Brief  von  1313;  er  führt  nicht,  wie  dieser  in  der  Bestimmung  wegen  der 
Ratswahl,  tief  einschneidende  Neuerungen  ein,  sondern  ist  durchweg  massvoll  gehalten:  die 
Gemeinde  begnügt  sich  vorderhand  damit,  den  Rat  zu  nötigen,  einmal  eine  Reihe  von  alt- 
hergebrachten Gebräuchen  und  Rechten,  die  in  letzter  Zeit  von  mancher  Seite  vielleicht  nicht 
mehr  nach  Gebühr  beachtet  worden  waren,  urkundlich  anzuerkennen  (,,alßo  dat  van  oldinges 
gewefet  is“  und  ähnliche  Ausdrücke  kehren  immer  wieder)  und  dann  eine  Anzahl  von  wahr- 


1)  M.  U.  B.  6,  Nr.  3674.  Einige  Jahre  darauf  (1317  Jan.  7)  erhielt  Heinrich  das  Land  Rostock  von  Erich 
zu  erblichem  Lehen;  M.  U.  B.  6,  Nr.  3871. 

2)  Vgl.  C.  Wehrmann,  Der  Aufstand  in  Lübeck  bis  zur  Rückkehr  des  alten  Rats  1408 — 1416;  Hans. 
Geschichtsbl.  Jahr.  1878,  S.  101  ff. 

8)  Wahrscheinlich  gehörten  alle  die  drei  zu  den  Sechzigern;  nachzuweisen  ist  dies  von  Semelow;  vgl. 
II.  R.  5,  Nr.  588 — 590;  Lübeckisches  Urkundenbuch  5,  Nr.  260. 

4)  Korner,  chronica  novella  bei  Eccard,  corpus  hist.  med.  aev.,  S.  1195;  Grautoff,  die  lübeckischen 
Chroniken  in  niederdeutscher  Sprache,  2,  S.  475;  Krantz,  Wandalia  10,  14. 

*)  S.  Anhang  Nr.  1. 
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schein! ich  neuen  Bestimmungen  zu  erlassen,  die  für  die  Bürgerschaft  nützlich  waren  (z.  B. 
Artikel  10,  19).  Auf  die  Ratswahl  hat  nur  eine  einzige  Bestimmung,  der  eben  erwähnte 
Artikel  10,  Bezug;  danach  soll  fernerhin  niemand  in  den  Rat  erwählt  werden,  der  Landgut 
besitzt;  von  den  damaligen  Ratsherren  sollte  wenigstens  keiner  noch  mehr  erwerben,  als  er 
bereits  besass.  Dieser  Artikel  hatte  jedenfalls  einen  ähnlichen  Zweck,  wie  jene  Bestimmung 
des  Bürgerbriefs  von  1313,  dass  kein  Bürger  für  einen  Edelmann  Bürgschaft  leisten  sollte: 
der  Verbindung  der  Ratsherren  mit  dem  herzoglichen  Hof,  von  dem  die  Landgüter  zu  Lehen 
gingen,  sollte  möglichst  vorgebeugt  werden. 

Alle  Bestimmungen  des  Bürgerbriefs  haben  natürlich  einen  bürgerfreundlichen  Zweck : 
sie  beschränken  die  Willkür  und  Macht  des  Rats.  Während  in  den  Bürgersprachen  der 
Rat  kraft  seiner  Amtsgewalt  einfach  Bestimmungen  crliess,  die  für  alle  Einwohner  der  Stadt 
verbindlich  wären  und  die  seine  eigenen  Rechte  natürlich  nicht  schmälerten,  gehen  die 
Bestimmungen  des  Bürgerbriefs,  wenn  sie  auch  gleich  den  Bürgersprachen  vom  Rate 
erlassen  werden,  doch  von  der  Gemeinde  aus,  werden  von  ihr  dem  Rate  aufgezwungen.  In 
der  Bürger  sp  rach  e gebietet  der  Rat,  im  Bürgerbrief  muss  er  für  sich  und  für  spätere 
Ratskollegien  feierliche  Versprechungen  geben  (,,Wy  laven  und  willen  dath  holden“).  Des- 
halb, weil  der  Bürgerbrief  ihm  abgezwungen  ist,  muss  er  sich  auch  am  Schluss*  verpflichten, 
gegen  keinen  der  Urheber  deswegen  Hass  oder  Feindschaft  zu  hegen  (Art.  24).  — Wie  nun 
aber  dieser  Bürgerbrief,  der  in  drei  Exemplaren,  je  einem  für  die  Alt-,  Mittel-  und  Neustadt, 
ausgefertigt  wurde J),  zustande  kam,  ist  nicht  mehr  nachzuweisen,  denn  kein  Schriftsteller 
erwähnt  ihn 1  2).  Am  wahrscheinlichsten  wäre  es  an  und  für  sich,  dass  die  Gemeinde  aus  den 
Kaufleuten  und  Ämtern  einen  Ausschuss  eingesetzt  und  dass  dieser  dann  den  Brief  abgefasst 
und  den  Rat  zu  seiner  Bestätigung  gezwungen  hätte.  In  Lübeck  bestand  ein  Sechziger- Aus- 
schuss schon  seit  1405  3),  und  auch  der  Rostocker  Bürgerbrief  von  1428  ging  von  einem 
solchen  Ausschuss  aus.  Im  Jahre  1408  aber  ist  es  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  anders 
gewesen.  Dafür  spricht  einmal  der  Umstand,  dass  der  Bürgerbrief  schon  in  diesem  Jahre 
(Juli  14)  abgefasst  ist,  während  nach  unsern  Quellen  die  drei  Lübecker  Agitatoren  erst  im 
Jahr  darauf  nach  Rostock  kamen  und  nun  erst  der  Ausschuss  zusammentrat.  Dieser  Quellen- 
bericht könnte  nun  zwar  auf  Irrtum  beruhen,  aber  es  kommt  hinzu,  dass  in  dem  Brief  selbst 
sich  nirgends  die  geringste  Andeutung  vom  Bestehen  eines  solchen  Ausschusses  findet,  und 
das  ist  wohl  nur  durch  die  Annahme  zu  erklären,  dass  eben  keiner  bestand.  Denn  der 
spätere  Bürgerbrief  von  1428  erwähnt  die  Sechziger  sehr  oft,  und  sogar  in  seinem  ersten 
Teil,  wo  er  den  Brief  von  1408  fast  wörtlich  wiedergiebt,  sind  einigemal  Zusätze  gemacht, 
die  sich  auf  die  Sechziger  beziehen 4).  Unser  Bürgerbrief  ist  also  verfasst,  ehe  ein  Bürger- 
ausschuss gebildet  wurde,  und  die  Frage  bleibt  offen,  wie  er  entstand. 

Die  Gemeinde  scheint  nun  für  kurze  Zeit  mit  dem  errungenen  Erfolge  zufrieden 
gewesen  zu  sein,  und  der  Rat  blieb  zunächst  in  seiner  Stellung 5).  Erst  im  nächsten  Jahre 

1)  Vgl.  den  Schluss  des  später  zu  erwähnenden  Vertrags  von  1415  Jan.  25:  ,,Unde  deffe  breff  fchal  deine 
breve  uppe  vrigheit  der  borgere  bezegejlt,  der  3 fint,  by  ysliker  flat  en,  nicht  to  vorvanghe  hynder  edder  fcliaden 
wefen,  men  en  yslik  by  vuller  macht  in  finen  artikelen  alle  he  luth  van  worden  to  worden  unde  uthwifet,  uppe 
vorbeterent.“ 

2)  Doch  bezieht  sich  darauf  der  in  Anni.  1 erwähnte  Vertrag. 

3)  Wehrmann,  a.  a.  O.  S.  106. 

4)  s.  u. 

5)  Noch  1408  Sept.  19  verwendet  sich  Rostock  ebenso  wie  Wismar  für  den  damals  bereits  vertriebenen 
Lübecker  Rat;  H.  R.  5,  Nr.  557  0 
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(1409)  änderte  sich  das,  und  diesmal  gaben  die  drei  oben  genannten  Lübecker,  Kurt  Semelow, 
Johann  Plate  und  Heinrich  Bloyebom,  die  Veranlassung.  Nun  erst  wurde  in  Rostock  wie  in 
Wismar  nach  dem  Beispiel  Lübecks  ein  Bürgerausschuss  eingesetzt,  der  die  Machtbefugnisse 
des  Rates  sehr  einschränkte  und  dessen  Beschlüsse  und  Verfügungen  auf  hob  oder  veränderte, 
wenn  ihm  dies  angezeigt  schien  ]).  So  verlor  der  Rat  seinen  Einfluss  immer  mehr  und  mehr. 
Bei  den  Lübecker  Verhandlungen  im  November  1409  stehen  Rostock  und  Wismar  nicht 
mehr,  wie  im  Jahr  vorher,  auf  Seiten  des  alten  Lübecker  Rats,  sondern  Wismar  tritt  ent- 
schieden für  den  neuen  ein,  und  auch  Rostock  scheint  für  ihn  gewonnen *  2).  1410  Apr.  20 

schliessen  beide  Städte  mit  Lübeck  ein  Bündnis  auf  fünf  Jahre  ab,  in  welchem  das  letztere 
seine  Streitigkeiten  mit  dem  alten  Rate  der  Vermittlung  der  Schwesterstädte  unterstellte  und 
diese  ihre  Hilfe  versprachen,  wenn  jemand  den  alten  Rat  mit  Gewalt  nach  Lübeck  zurück- 
führen wolle3).  Trotzdem  war  damals  in  Wismar  und  wahrscheinlich  auch  in  Rostock  der 
alte  Rat  noch  in  seiner  Stellung 4 5 *).  Naturgemäss  aber  wuchsen  die  freiheitlichen  Gelüste 
immer  mehr,  und  schliesslich  ward  in  beiden  Städten  der  Rat,  der  seinen  Einfluss  zuletzt 
fast  ganz  verloren  hatte,  abgesetzt,  und  ein  neuer,  bürgerfreundlicher  trat  an  seine  Stelle,  der 
nun  hier  wie  dort  ganz  nach  Belieben  schaltete  und  waltete.  In  Wismar  begnügte  man  sich 
im  allgemeinen  mit  der  Absetzung  des  alten  Rats  und  Hess  seine  Mitglieder  ruhig  in  der 
Stadt;  in  Rostock  verfuhr  man  gehässiger.  Hier  wurden  die  bisherigen  Ratsherren  zum  Teil 
ins  Gefängnis  geworfen,  zum  Teil  vertrieben;  ihre  Güter  wurden  mit  Beschlag  belegt  ■’).  In 
Wismar  fand  die  Absetzung  des  alten  Rats  1410  statt (i)  und  in  demselben  Jahr  wahrschein- 
lich auch  in  Rostock.  Schon  das  Beispiel  der  Nachbarstadt  macht  das  wahrscheinlich. 
Dazu  kommt  aber,  dass  uns  Chemnitz  in  seinem  Chronikon  7 * 9)  eine  Nachricht  giebt,  die  an 
und  für  sich,  von  zweifelhaftem  Wert  ist,  sehr  beachtenswert  aber  dadurch  wird,  dass  sie  zu 
dem,  was  wir  von  Wismar  wissen,  recht  gut  stimmt.  Chemnitz  erzählt  uns  zunächst,  den 
Eibischen  Quellen  folgend,  die  Bürger  hätten  1409  Sechziger  gewählt  und  schliesslich  den 
alten  Rat  ab-  und  einen  neuen  eingesetzt.  Auch  er  setzt  also  die  Neuwahl  des  Rats  irrig 
ins  Jahr  1409.  Dann  aber  fährt  er  fort:  ,,A.  C.  1410  ward  darauf  am  Donnerstag  vor 
I rinitatis  zu  Roftock  der  ander  Bürger  Brief  gemacht,  alle  Jahr  den  alten  Raht  abzufetzen 
und  den  neven  zu  erwehlen  dergeftallt:  es  folten  8 Tage  vor  der  Himmelfahrt  Chrifti  Abend 
die  Hundert  Männer  zufammenkommen  und  die  Bürger  aus  den  Aemptern  Vier  und  die 
Aempter  aus  den  Bürgern  Acht  nennen,  diefe  folten  nach  deine  den  Hundert  Männern 
geleifteten  Eyde  erwehlen  zu  Raht  fechtzehen  aus  den  Bürgern  und  acht  aus  den  Aemptern, 
drey  follen  von  den  Bürgern  und  einer  aus  den  Aemptern  Bürgermeiftern  fein  und  follen 
die  Nahmen  derfelben  den  Hundert  Männern  überliefern,  hernach  follen  fie  aufs  Rahthauß 
gefiihret  und  in  den  Raht-Stuel  gefetzt  werden,  und  der  alte  Raht  ihnen  weichen  und  foll 

9 Vgl.  S.  11,  A.  4- 

2)  H.  R.  5,  Nr.  626. 

3)  L.  U.  B,  5,  Nr.  317. 

4)  F.  Crull,  Die  Ratslinie  der  Stadt  Wismar  (Hans.  Geschichtsquellen  2),  S.  49  f.  53-  Wenn  der  Uibisclie 
Chronist  bei  Grautoff  a.  a.  O.  2.  S.  475  und  Korner  S.  1195  die  Absetzung  des  alten  Rats  in  beiden  Städten  beim 
Jahr  1409  erzählt,  so  ist  dies  demnach  irrig. 

5)  Korner  S.  1195  f.  ; Grautoff  2,  S.  475;  Krantz,  Wand.  10,  14-  Nach  Korner  S.  1218  ,,quosdam  de 

Consulatu  antiquo,  qui  expulsi  fuerant  et  proscripti“  wären  auch  in  Wismar  einige  der  Ratsherren  vertrieben  worden ; 

vgl.  Grautoff  2,  S.  17. 

°)  Vgl.  Anm.  4. 

9 Die  Stelle  ist  abgedruckt  bei  Westphalen,  Monum.  ined.  4,  8.  1054  Anm. 
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ein  jedwede  Perfon  derfelben  wegen  feines  geführten  Amts  alfo  fort  Rechnung  thun.“  Dabei 
ist  zunächst  auffällig,  dass  Chemnitz  das  Ratswahlgesetz,  von  dem  er  spricht,  einen  Bürger- 
brief nennt,  dagegen  von  dem  Brief  von  1408  schweigt.  Das  könnte  zu  der  Ansicht  ver- 
leiten, dass  er  einfach  die  Jahreszahl  verwechselt  habe.  Aber  daran  ist  deshalb  nicht  zu 
denken,  weil  der  Inhalt  seines  Briefs  mit  dem  jenes  früheren  gar  nichts  zu  thun  hat. 
Bedenklicher  ist,  dass  wir  sonst  nirgends  von  diesem  Bürgerbrief  von  1410  etwas  hören. 
Unter  seinen  uns  sonst  bekannten  Quellen  für  seine  Erzählung  von  den  Rostocker  Unruhen 
dieser  Jahre  führt  Chemnitz  auch  eine  nicht  näher  bezeichnete  Original-Urkunde  an,  und  aus 
dieser  müsste  seine  Nachricht  von  dem  Brief  von  1410  geschöpft  sein.  Auffällig  könnte  in  der 
angeführten  Stelle  noch  das  erscheinen,  dass  sie  von  Hundertmännern  spricht,  wo  man  einen 
Sechziger- Ausschuss  erwartet.  Aber  gerade  darin  zeigt  sich  eine  merkwürdige  Ähnlichkeit 
mit  mehreren  Nachrichten  aus  Wismar.  Einmal  nämlich  teilt  der  Rat  von  Wismar  dem  von 
Lübeck  in  einem  aus  dem  Jahre  1415  (vor  Okt.  5)  stammenden  Schreiben  mit,  dass  er 
einen  Brief  desselben  „vnfen  hundert  borgeren  gheuen  tor  kennende“1);  ferner  erwähnt 
im  nächsten  Jahre  der  damalige  Wismaraner  Stadtschreiber  in  seiner  Niederschrift  über  die 
Wiedereinsetzung  des  alten  Rats  (141G  Juli  1) 2),  derselbe  sei  1410  abgesetzt  worden  „per 
cives,  qui  tune  centenarii  dicebantur“,  und  endlich  werden  diese  centenarii  noch  einmal  er- 
wähnt in  einer  wohl  dem  nicht  mehr  vorhandenen  Wismaraner  Stadtbuche  entnommenen 
Aufzeichnung  aus  demselben  Jahre  (1416),  die  Schröder  im  „Papistischen  Mecklen- 
burg“ 3)  mitteilt.  Und  doch  sprechen  die  Eibischen  Quellen  auch  für  Wismar  nur  von 
Sechzigern 4).  Es  scheint  demnach  das  Wahrscheinlichste,  dass  die  Chronisten  irren 
und  dass  damals  wirklich  in  beiden  Städten  ein  Ausschuss  von  hundert,  nicht  von  sechzig 
Bürgern  gewählt  wurde;  jedenfalls  kann  die  Bezeichnung  „Hundert  Männer“  bei  Chemnitz 
nicht  dazu  dienen,  die  Glaubwürdigkeit  unsrer  Stelle  herabzusetzen.  Dazu  kommt,  dass 
es  an  und  für  sich  sehr  wahrscheinlich  ist,  dass  in  Rostock  ebenso,  wie  in  Lübeck 5 6 *), 
als  der  alte  Rat  abgesetzt  wurde  und  ein  neuer  an  seine  Stelle  trat,  auch  ein  Ratswahlgesetz 
gegeben  wurde.  Interessant  ist,  dass,  wenn  wirklich,  wie  ich  annehme,  Chemnitz’  Bericht 
Glauben  verdient,  in  Rostock  während  jener  Jahre  nicht  wie  in  Lübeck  nur  die  Hälfte  der 
Ratmannen,  sondern  alle  jährlich  zurücktraten  und  dass  die  Kaufleute  16,  die  Ämter  nur 
8 Ratsherren  stellen  sollen,  während  in  Lübeck  beide  auf  gleich  viel  Sitze  Anspruch  hatten  ö). 

In  den  nächsten  Jahren  wird  uns  über  die  inneren  Verhältnisse  Rostocks  nichts 
berichtet.  Wir  wissen  nur,  dass  die  Stadt  ebenso  wie  Wismar  fest  zu  Lübeck  hielt,  als  dies 
wegen  seines  Vorgehens  gegen  seinen  alten  Rat  in  Zwist  mit  den  übrigen  Hansestädten 
kam  ').  Aber  von  1415  Januar  25  haben  wir  einen  merkwürdigen  Vertrag  8),  der  uns  indes, 


0 L.  U.  B.  5,  Nr.  545. 

2)  Crull,  a.  a.  O.  S.  53,  vgl.  S.  59- 

3)  2,  S.  1781  : „ex  jussu  et  precepto  toeius  consulatus  et  centenariorum  tune  regencium.“ 

4)  Grautoff  2,  S.  475;  Korner  S.  1195;  vgl.  Krantz,  Wand.  10,  14. 

6)  Wehrmann  a.  a.  O.  S.  113. 

6)  Wehrmann  a.  a.  O. 

')  K.  Koppmann,  Gesell,  der  Stadt  Rostock.  1.  Teil.  S.  22;  das  Material  wird  der  nächste  Band  der 
1.  Abteilung  der  Hanse-Recesse  bringen. 

s)  Erhalten  in  einer  Abschrift  im  Rostocker  Ratsarchiv,  Wittschopsbolc  von  1384 — 1431,  Fol.  165b; 
ungenau  gedruckt  in  den  Rost.  Nachr.  u.  Anz.  1755,  S.  58  ff.  Diese  Abschrift  — sie  ist  überschrieben : Eittera 
unioms  et  concordiae  communitatis  Rozstoccensis  super  dissencione  inter  eos  et  Consilium  liabita  facta  anno  15  ipso  die 
conversionis  Pauli  — stammt  frühestens  aus  dem  Jahre  1427,  denn  vor  ihr  steht  eine  Aufzeichnung  von  1427  Sept.  26. 


da  wir  sonst  keine  Nachrichten  haben,  die  uns  zu  seiner  Erklärung  dienen  könnten,  nicht 
recht  verständlich  ist.  Darin  bekennen  Bürgermeister  und  Rat,  sowie  Kaufleute,  Ämter  und 
ganze  Gemeinde  zu  Rostock,  dass  sie  sich  vollkommen  geeinigt  hätten  und  dass  fortan  alle 
Streitigkeiten  wegen  der  „wandelinghe  unde  voranderinghe  des  rades“  beigelegt  sein  sollten. 
Die  Gemeinde  erkennt  ihren  „erliken  rät,  de  nu  is,  unde  alle  ere  nakomelinghe  in  deine 
fuiven  rade"  als  zu  Rechte  bestehend  an;  Bürgermeister  und  Ratmannen  versprechen 
dagegen,  die  Bürgerschaft,  Kaufleute  und  Ämter  bei  ihrer  alten  Freiheit  zu  lassen  und  nach 
Kräften  zu  schirmen.  Dieser  Vertrag,  von  dem  für  jedes  der  vier  Kirchspiele  ein  Exemplar 
ausgestellt  wurde,  sollte  den  Bürgerbrief  nicht  ausser  Kraft  setzen '). 

Zunächst  scheint  es,  als  seien  durch  diesen  Vertrag  die  bürgerlichen  Streitigkeiten 
für  diesmal  beigelegt  worden.  Dem  widerspricht  aber,  ganz  abgesehen  von  der  Jahreszahl 
1415 2),  der  gleich  zu  erwähnende,  141(1  Dez.  11  bestätigte  Vertrag.  Erst  durch  diesen  wird 
der  Streit  beendet  und  der  alte  Rat  wieder  eingesetzt 3 4).  Wir  müssen  demnach,  wenn  wir 
nicht  an  der  Echtheit  des  Vertrags  vom  Januar  1415  oder  an  seiner  richtigen  Datierung 
zweifeln  wollen,  annehmen,  dass  während  der  Zeit,  wo  diö  Neuerer  in  Rostock  am  Ruder 
waren,  abermals  Streit  ausbrach,  der  vielleicht  dadurch  veranlasst  wurde,  dass  ein  Teil  der 
Bürgerschaft  mit  dem  Erreichten  noch  nicht  zufrieden  war  und  auch  den  neuen  Rat  noch 
mehr  beschränken  wollte.  Das  scheint  ihnen  auch  wirklich  gelungen  zu  sein.  In  dem  Ver- 
trage verspricht  nämlich  die  Gemeinde  dem  Rate  ,,nene  fammelinghe  edder  vurder  nyge 
upfate  yegen  fe  to  hebbende  to  nenen  tiiden  boven  de  ver  unde  twintich  erlike  borger,  de 
de  rat  to  fik  in  byftendicheit  tor  tiit  gekoren  hefft“.  Das  kann  wohl  nur  so  erklärt  werden, 
dass  der  Rat  gezwungen  worden  war,  noch. einen  anderen,  ebenfalls  aus  24  Personen  beste- 
henden Rat  zu  sich  zu  wählen,  der,  welcher  Art  auch  seine  Stellung  gewesen  sein  mag, 
jedenfalls  die  Macht  des  eigentlichen  Rates  schwächen  musste,  denn  dieser  wird  in  der  Wahl 
der  neuen  Würdenträger  gewiss  nicht  frei,  ja  vielleicht  gehalten  gewesen  sein,  sie  aus  dem 
Bürgerausschuss  zu  nehmen,  der  weder  im  Vertrag  selbst,  noch  später  wieder  erwähnt 
wird.  Etwas  Ähnliches  wurde  1407  in  Lübeck  versucht;  damals  wurde,  freilich  vergeblich, 
an  den  Rat,  als  er  auf  sein  Selbstergänzungsrecht  nicht  verzichten  wollte,  das  Ansinnen 
gestellt,  er  solle  auf  „Bitte“  der  Bürgerschaft  noch  einen  neuen  Rat  von  24  Personen  wählen, 
der  das  Regiment  während  der  nächsten  zwei  Jahre  führen  und  die  Herren  des  alten  Rats 
nur  in  wichtigen  Dingen  zu  Rate  ziehen  sollte1). 

Von  einer  Wiedereinsetzung  des  alten,  1410  abgesetzten  Rates  ist  in  diesem  Vertrag 
von  1415  noch  keine  Rede.  Als  aber  Lübeck  sich  (1416  Juni  15)  endlich  dazu  verstanden 
hatte,  seinen  alten  Rat  wieder  anzunehmen,  da  mussten  auch  Rostock  und  Wismar,  die 

0 Vgl.  S.  12,  Anm.  1. 

2)  „Dit  is  vullentogen  in  deme  jare  unfes  Heren  dufent  verhandelt  in  deine  vyfteynden  jare  an  deine 
dage  funte  Pawels  finer  bekeringhe  der  werden  hochtiit.“ 

3)  Die  Kenntnis  dieses  Vertrags  verdanke  ich  der  Güte  des  Herrn  Dr.  Koppmann.  Er  ist  aufgezeichnet 
in  dem  im  Stadtarchiv  zu  Lübeck  befindlichen  Recess  der  Versammlung  zu  Lübeck  und  Rostock  1416  Nov.  25  — 
Dez.  11,  der  im  6.  Band  der  1.  Abteilung  der  Hanse-Recesse  veröffentlicht  werden  wird.  Herr  Dr.  Koppmann 
kannte  diesen  Vertrag  noch  nicht,  als  der  erste  Teil  seiner  Geschichte  der  Stadt  Rostock  erschien.  Deshalb  war 
auch  er  damals  der  Ansicht,  dass  durch  den  von  1415  Jan.  25  datierten  Vertrag  die  Kämpfe  in  Rostock  beendet 
worden  seien.  Da  dies  aber  so  früh  noch  nicht  geschehen  sein  kann  (unsre  Quellen  und  die  Vorgänge  in  Lübeck 
und  Wismar  widersprechen  dem),  so  nahm  er  an,  dass  sich  in  die  Abschrift  unsres  Vertrags,  die  ja,  wie  erwähnt, 
frühestens  aus  dem  Jahr  1427  stammt,  ein  Irrtum  eingeschlichen  habe  und  dass  er  in  Wirklichkeit  von  1417  Jan.  25 
zu  datieren  sei  (Geschichte  der  Stadt  Rostock,  S.  22). 

4)  Wehrmann,  a.  a.  O.  S.  109- 
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nebst  fünf  anderen  Städten  in  Lübeck  zwischen  altem  und  neuem  Rat  vermittelt  hatten1', 
sich  zur  Rückkehr  zur  alten  Ordnung  entschlossen.  Die  Wismaraner  gingen  voran,  und 
zwar  ohne  sich  vorher  mit  Rostock  darüber  in  Einvernehmen  gesetzt  zu  haben.  Die  Herren 
des  neuen  Rats  und  die  angeseheneren  Bürger  erbaten  fussfallig  die  Verzeihung  der  Herzoge 
Johann  IV.  und  Albrecht  V.,  gegen  die  sie  sich  schwer  vergangen  hatten  2 *),  und  erhielten 
dieselbe  auch  gegen  Zahlung  von  10  000  Mark  Lübisch.  Die  Wiedereinsetzung  und  Er- 
gänzung des  alten  Rates  fand  1416  Juli  1 statt  :S).  — Rostock  war  sehr  erbittert,  dass  die 
Nachbarstadt  auf  eigne  Faust  vorgegangen  war,  konnte  aber  nicht  wohl  anders,  als  ihrem 
Beispiel  folgen.  Es  rief  deshalb  die  Vermittlung  der  befreundeten  Städte  an,  die  auch  von 
den  Herzogen  wiederholt  angegangen  wurden,  Rostock  zur  Umkehr  zu  veranlassen.  So 
wurde  denn  von  Lübeck  aus,  wo  1416  Nov.  30  Verhandlungen  der  Vertreter  von  Lübeck, 
Hamburg,  Stralsund,  Lüneburg  und  Wismar  begannen,  ein  grosser  Teil  der  versammelten 
Ratssendeboten  nach  Rostock  gesandt,  um  dort  die  Streitigkeiten  zwischen  altem  und  neuem 
Rat  beizulegen.  Hier  war  unterdes  bereits  ein  Vertrag  zwischen  den  streitenden  Parteien  zu 
Stande  gekommen.  Der  ward  den  Sendeboten  vorgelegt,  nach  kurzen  Verhandlungen  am 
11.  Dezember  von  ihnen  für  gut  befunden  und  an  demselben  Tag  noch  vom  alten  und 
neuen  Rat  und  von  der  Gemeinde  angenommen 4 5 6 7 8). 

Durch  diesen  Vertrag  wurde  der  alte  Rat  wieder  eingesetzt  und  sollte  ganz  in  alter 
Weise  das  Regiment  der  Stadt  führen.  Alle  Briefe,  die  dem  entgegenstanden,  also  auch  der 
Bürgerbrief  von  1408,  sollten  vernichtet  werden,  die  Amtshandlungen  des  neuen  Rats  aber  in 
Giltigkeit  bleiben,  ausser  wenn  alter  und  neuer  Rat  sich  über  das  Gegenteil  geeinigt  hatten. 
Die  Ämter  sollten,  wie  dies  von  alters  her  Sitte  gewesen  war,  durch  einen  Eid  gebunden 
werden.  Was  geschehen  war,  sollte  vergeben  und  vergessen  und  alle  Feindschaft  zu  Ende 
sein.  Um  die  Schulden,  in  die  die  Stadt  geraten  war,  abzuzahlen,  wurden  die  Abgaben  der 
Bürger  erhöht.  Von  dem  Bürgerausschuss  erwähnt  der  Vertrag  nichts; 'auch  die  Eibischen 
Chroniken  berichten  uns  nicht,  wie  lange  er  bestanden  hat.  In  Lübeck  war  er  bei  Wieder- 
einsetzung des  alten  Rats  aufgelöst  worden  r‘) ; in  Rostock  ist  dies  wohl  schon  früher  geschehen, 
denn  auch  der  Vertrag  von  1415  Jan.  25  erwähnt  ihn,  wie  schon  bemerkt,  nirgends0). 

Den  beiden  Herzogen  Johann  IV.  und  Albrecht  V.  musste  Rostock  zur  Ent- 
schädigung für  irgendwelche  Vergehungen,  von  denen  wir  nichts  Näheres  wissen,  die  aber 
wohl  mit  Rostocks  Bündnis  mit  Wismar  in  Zusammenhang  standen,  6000  oder  7000  Mark 
Sundiscli  — die  Nachrichten  stimmen  hier  nicht  überein  — bezahlen.  Ausserdem  ver- 
langten die  Herzoge  eine  neue  Huldigung.  Diese  erfolgte  1417  Febr.  7,  und  am  nächsten 
Tage  bestätigten  dann  Johann  und  Albrecht  alle  Rechte  und  Freiheiten  der  Stadt  ~).  Aber 
erst  im  Jahre  1423  (Juli  24)  gewährte  auch  König  Siegmund  der  Stadt  Rostock,  die  wegen 
ihrer  Verbindung  mit  dem  geächteten  neuen  Rat  zu  Lübeck  vor  das  Hofgericht  geladen 
worden  war,  Verzeihung  und  nahm  sie  wieder  zu  Gnaden  an  s). 

*)  Wehrmann,  a.  a.  O.  S.  144  ff. 

2)  Korner,  S.  1196;  Graut  off  2,  S.  475  f . ; Krantz,  Wand.  10,  14. 

:1)  Korner,  S.  1217  f . ; Grautoff  2,  S.  16  f . ; Krantz,  Wand.  10,  25;  Cru.ll  a.  a.  O.  S.  53. 

,4)  Recess  der  Versammlung  zu  Lübeck  und  Rostock  1416  Nov.  25  — Dez.  11.  \ gl.  S.  15,  Anm.  3. 
Korner  S.  1220;  Grautoff  2,  S.  17. 

5)  l.übeckisches  Urkundenbuch  5,  S.  648;  vgl.  Wehrmann  a.  a.  O.  S.  147  f. 

6)  Vgl.  o.  S.  15. 

7)  Korner  S.  1220;  Grautoff  2,  S.  17;  Krantz,  Wand.  10.25.  Rost.  Nachr.  u.  Anz.  1755,  S.  74,  77  f- 

8)  Rost.  Nachr.  u.  Anz.  1755,  S.  109  f. 


3.  Verfassungskämpfe  von  1427  bis  1439  und  der  Bürgerbrief 

von  1428. 


Obwohl  der  Hansetag,  der  1418  zu  Lübeck  stattfand,  sich  bemühte,  der  Wieder- 
holung ähnlicher  städtischer  Unruhen,  wie  sie  die  letzten  Jahre  gebracht  hatten,  durch  Ver- 
bote und  scharfe  Drohungen  vorzubeugen  J),  finden  wir  doch  schon  nach  einem  Jahrzehnt 
Rostock  ebenso  wie  Wismar  und  Hamburg  wieder  in  Aufruhr  gegen  ihren  Rat.  Der  vorher 
missglückte  Versuch  der  Gemeinde,  die  Macht  der  Geschlechter  zu  brechen  und  an  der 
Regierung  der  Stadt  in  irgend  einer  Form  teilzunehmen,  wurde  von  neuem  gemacht.  Auch 
diesmal  wieder,  wie  in  Rostock  schon  1312,  geschah  dies  während  eines  unglücklichen 
Kampfes  gegen  die  Dänen.  Rostock  griff  nämlich  im  Verein  mit  Wismar,  Lübeck  und 
andern  Städten  1426  zu  Gunsten  der  Grafen  von  Holstein,  die  mit  Hamburg  schon  längst 
im  Bunde  standen,  in  den  Krieg  ein,  den  diese  um  das  Herzogtum  Schleswig  mit  dem 
König  Erich  von  Dänemark  führten.  Nachdem  dieser  seinen  Feinden  1427  einen  bedeutenden 
Schaden  dadurch  zugefügt  hatte,  dass  er  ihnen  nach  einer  glücklichen  Schlacht  im  Sunde 
eine  grosse  Handelsflotte  wegnahm,  suchte  er  sie  noch  mehr  dadurch  zu  schwächen,  dass  er 
an  die  Bürgerschaft  der  einzelnen  Städte  Briefe  sandte,  in  denen  er  behauptete,  dass  der  Rat 
der  betreffenden  Stadt  mit  ihm  hinter  dem  Rücken  der  Gemeinde  Verträge  abgeschlossen 
habe.  Zugleich  ersuchte  er  die  Gemeinden,  ihren  Rat,  da  er  trotzdem  den  Krieg  fortführe, 
zur  Aufgabe  desselben  zu  vermögen  und  zum  Ersatz  des  ihm  zugefügten  Schadens  anzu- 
halten. Wie  viel  von  den  Behauptungen  des  Königs  auf  Wahrheit  beruhte,  können  wir  nicht 
entscheiden;  seinen  Zweck,  Zwietracht  zu  stiften,  erreichte  er  jedenfalls.  Wie  in  Wismar 
und  Hamburg,  brach  auch  in  Rostock  die  Empörung  gegen  den  Rat  los.  Während  aber  in 
jenen  beiden  Städten  die  erregten  Leidenschaften  blutige  Opfer  forderten,  verfuhr  man 
diesmal  in  Rostock  mit  viel  mehr  Mässigung.  Zunächst  wurden  Sechziger  eingesetzt,  um 
den  Rat  zu  überwachen  und  dafür  zu  sorgen,  dass  derselbe  nicht  gegen  das  Gemeinwohl 
handle.  Sie  waren  zur  Hälfte  aus  den  Kaufleuten,  zur  andern  aus  den  Ämtern  gewählt*  2). 
Dieser  Ausschuss  verfasste  nun  mit  Zugrundelegung  des  früheren  einen  neuen  Bürgerbrief 
und  verlangte  vom  Rat  dessen  Bestätigung.  Der  aber  verlor  dem  entschlossenen  Auftreten 
der  Gemeinde  gegenüber  sofort  den  Mut  und  versprach,  um  zunächst  Zeit  zu  gewinnen,  am 
folgenden  Tage  das  Begehren  der  Sechziger  zu  erfüllen.  Aber  in  der  Frühe  dieses 
Tages  schon  ritt  der  Bürgermeister  Heinrich  Katzow,  ein  eiliges  Geschäft  vorschützend, 
von  dannen,  und  das  nahm  der  Rat  zum  Vorwand,  um  sich  abermals  der  Bestätigung  des 
Bürgerbriefs  zu  entziehen.  Als  es  wieder  tagte,  war  auch  zweien  der  übrigen  Bürger- 
meister, Heinrich  Buck  und  Friedrich  von  Zehna,  der  Mut  so  tief  gesunken,  dass  sie  in 
Rostock  nicht  mehr  bleiben  mochten,  und  wieder  einen  Tag  später  hielt  auch  das  letzte  der 
vier  Häupter  der  Stadt,  Herr  Johann  Otbrecht,  es  für  geraten,  von  dannen  zu  ziehen  (1427, 
wahrscheinlich  im  Oktober)  3).  — Nun  luden  die  Bürger  die  Entwichenen,  die  der  geheimen 
Verhandlungen  mit  dem  Dänen  nach  ihrer  Flucht  erst  recht  verdächtig  erschienen,  vor  und 


*)  Korner  S.  1230;  Grautoff  2,  S.  21- 

2)  Dies  ist  zu  schliessen  aus  Art.  81  des  gleich  zu  erwähnenden  Bürgerbriefs  von  1428:  ,,Item  alßo 
fcholen  de  foftich  borgere  bliven  druttich  uth  den  kopman  und  druttich  uth  den  ampten.“ 

3)  ,,1427  do  reth  de  Radt  echter  uth  Roftock  up  S.  Gallentag  (Okt.  16)  Uten“  — Notiz  der  sog.  Rostocker 
Chronik  bei  Krause,  a.  a.  O.  S.  12.  Vgl.  dazu  u.  S.  18,  A.  5. 
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ächteten  sie,  als  sie  nicht  erschienen *).  Ganz  in  ihrem  Sinn  handelte  merkwürdigerweise 
auch  die  Herzogin  Katharina,  die  damals  in  Gemeinschaft  mit  elf  adligen  Herren  und  vier 
Vertretern  der  Städte  Rostock  und  Wismar  (je  einem  Bürgermeister  und  einem  Ratmann) 
für  ihre  unmündigen  Söhne  Heinrich  IV.  und  Johann  V.  die  Regierung  führte1  2).  Obwohl 
demnach  einer  der  Entwichenen  (es  war  Heinrich  Buck)  ebenso  wie  in  Wismar  der  Bürger- 
meister Johann  Banzkow,  der  sogar  enthauptet  wurde,  mit  zur  vormundschaftlichen  Regierung 
gehörte,  trat  Katharina  doch  entschieden  auf  Seite  der  Neuerer.  Sie  forderte  die  vier 
flüchtigen  Bürgermeister  der  Stadt  Rostock  und  dazu  den  Ratsherrn  Heinrich  Heket  wegen 
ihrer  Verbindung  mit  dem  Dänenkönig  und  weil  sie  Land  und  Einwohner  geschädigt  hätten, 
nun  auch  vor  ihr  Gericht  — natürlich  umsonst.  So  wurden  sie  denn  1428  Jan.  16  zum 
Verlust  aller  ihrer  in  Mecklenburg  gelegenen  Güter  verurteilt  3). 

Hn  Rostock  war  man  unterdes  bei  dem  Erreichten  nicht  stehen  geblieben.  Es  dauerte 
nicht  lange,  so  wurde  der  ganze  Rat  abgesetzt : den  Ratsherren  wurde  angekündigt,  dass 
sie  ihren  Sitz  im  Ratsstuhl  nur  im  Falle  einer  Wiederwahl  in  den  neu  einzusetzenden  Rat 
wieder  einnehmen  dürften.  Dann  wandten  sich  die  Sechziger  an  die  Regentin  mit  der  Bitte, 
sich  einen  neuen  Rat  setzen  zu  dürfen.  Katharina,  die  in  Wismar  sogar  persönlich  in 
Begleitung  ihrer  Söhne  die  Absetzung  des  alten  und  Einsetzung  eines  neuen  Rats  vollzog 4), 
gewährte  ihre  Bitte.  Nun  wählten  die  Sechziger  zunächst  einen  der  eben  abgesetzten  Rats- 
herren, Johann  von  A,  zum  ersten  Bürgermeister.  Dieser  zog  in  Übereinstimmung  mit  den 
Sechzigern  noch  fünf  andere  seiner  früheren  Amtsgenossen  in  den  Rat 5 6),  und  diese  sechs 
wählten  nun  wieder  achtzehn  aus  den  Kaufleuten  und  den  Ämtern  hinzu  °).  Zwei  von  den 
Gewählten,  Gerhard  Wynmann  und  Heinrich  Berndes,  wurden  dem  zuerst  gekorenen 
Johann  von  A als  Bürgermeister  zur  Seite  gestellt;  endlich  wurden  die  Amtsgeschäfte  in 
gewohnter  Weise  unter  die  Ratsherren  verteilt 7).  Diese  Neuwahl  des  Rats  fand  wahr- 
scheinlich Anfang  1428,  vielleicht  am  22.  Februar,  statt;  denn  an  diesem  Tage  wurde  nun 
endlich  der  Bürgerbrief s)  besiegelt. 

Der  erste  Teil  dieses  Briefs  und  sein  Schluss  von  Artikel  42  an  (mit  Ausnahme  der 
noch  eingeschobenen  Artikel  43  und  44)  enthalten  den  früheren  Bürgerbrief  von  1408  mit 
einigen  Änderungen.  Es  sind  dies,  abgesehen  von  der  Verschiedenheit  der  einleitenden 
Worte  und  von  anderen  geringfügigen  Abweichungen  im  Text,  die  folgenden:  An  drei  Stellen 
(in  Art.  1,  3 und  9)  sind  Bestimmungen  hinzugefügt,  die  auf  den  Bürgerausschuss  Bezug 


1)  Korner  S.  1282  f. ; Grautoff  2,  S.  46  ff.,  666  ff-;  Krantz,  Wand.  11,  11 — 13. 

2)  Vgl.  die  vormundschaftliche  Regierungsordnung  im  Papist.  Mecklenburg,  2,  S.  1870  ff-  und  bei 
Gerdes , Nützliche  Samlung  Verschiedener  Guten  theils  ungedruckter  Schrifften  und  Uhrkunden  u.  s.  \v.  8, 

S.  687  ff- 

3)  Vgl.  die  am  Schluss  (S.  31  f.)  abgedruckte  Urkunde. 

4)  Crull  a.  a.  O.  S.  60;  Korner  S.  1284;  Grautoff  2,  S.  564;  Krantz,  Wand.  11,  14- 

5)  Nach  zwei  kurzen  Notizen  der  sog.  Rostocker  Chronik  zu  den  Jahren  1427  und  1428  bei  Krause  a.  a.  O. 
S.  12,  die  in  Bezug  auf  die  Jahreszahl  mit  einander  nicht  übereinstimmen,  hätte  der  ganze  alte  Rat  Rostock  ver- 
lassen. Das  ist  nach  dem  oben  Gesagten  irrig.  Ausser  den  Bürgermeistern  kann  höchstens  ein  Teil  der  Ratsherren, 
zu  denen  der  oben  genannte  Pieket  gehörte,  entwichen  sein. 

6)  Korner  S.  1284:  ,,de  mercatoribus  et  caeteris  civibus  potioribus“ ; Grautoff  2,  S.  563:  ,,van  den 
copluden  unde  van  den  upperften  böigeren  der  ilad“.  Korner  kann  mit  caeteris  civibus  potioribus  wohl  nur  die 
angesehensten  Mitglieder  der  Ämter,  zunächst  also  die  Ältesten,  meinen. 

7)  Korner  S.  1283  f. ; Grautoff  2,  S.  563- 
a)  S.  Anhang  Nr.  2. 


haben;  1408  bestand,  wie  oben  erwähnt,  ein  solcher  noch  nicht.  In  Art.  1 wird,  wie  natürlich 
nicht  mehr  von  der  Bede  des  Königs,  sondern  nur  von  der  der  Landesherren  gesprochen, 
denn  Herzog  Albrecht  III.,  der  zugleich  eine  Zeit  lang  die  schwedische  Königskrone  getragen 
hatte,  war  unterdes  (1412)  gestorben.  In  Art.  9 ist  zu  den  Anordnungen  über  die  Hospitäler 
zum  heiligen  Geist  und  zu  St.  Georg  die  Bestimmung  hinzugefügt,  dass  der  Vorstand  jedes 
dieser  beiden  Häuser  bestehen  soll  aus  zwei  Ratsherren  und  zwei  Bürgern  und  zwar  einem 
Kaufmann  und  einem  aus  den  Ämtern;  dieser  Vorstand  soll  alljährlich  den  vom  Rat  und 
den  Sechzigern  damit  Beauftragten  Rechenschaft  über  seine  Verwaltung  ablegen.  Art.  12, 
der  von  der  Wein-Accise  handelt,  ist  erweitert.  Art.  17  des  Bürgerbriefs  von  1408,  der  die 
Instandsetzung  des  Marstalls  betrifft,  fehlt  in  dem  von  1428  ganz,  jedenfalls  weil  der  Marstall 
bereits  wiederhergestellt  war. 

Neu  hinzugekommen  sind  die  Artikel  23 — 41,  43  und  44.  Auch  ein  Teil  von  diesen 
enthält  nur  eine  urkundliche  Anerkennung  schon  bestehender  Einrichtungen.  Das  ist  auch 
hier  durch  Zusätze,  wie:  ,,al!5o  dat  van  oldinges  ene  wanheit  und  recht  is“  oder  ähnliche 
hervorgehoben.  Dazu  gehört  unter  andern  die  Bestimmung  über  die  Abgaben  der  Bürger 
(Art.  30).  Der  für  alle  Steuerpflichtigen  gleiche  Betrag  des  Vorschosses  betrug  danach 
8 Schilling ; dazu  kam  dann  der  Schoss,  der  nach  Prozenten  der  Einnahme  zu  entrichten 
war;  von  jeder  Mark  musste  1 Pfennig1)  bezahlt  werden.  Eine  Erhöhung  dieser  Abgabe 
wird  ausdrücklich  untersagt.  Wichtiger  sind  die  Bestimmungen  über  die  Sechziger  und  über 
den  Rat.  Der  Sechziger-Ausschuss  soll  dauernd  an  der  Regierung  der  Stadt  teilnehmen 
und  die  Bürgerschaft  dem  Rate  gegenüber  vertreten.  Dies  bezeichnet  Art.  31  als  seine 
Aufgabe;  zugleich  bestimmt  er,  dass  der  Ausschuss  auch  in  Zukunft  zur  einen  Hälfte  aus 
Kaufleuten,  zur  andern  aus  Mitgliedern  der  Ämter  bestehen  soll.  Die  Amtsdauer  der 
Sechziger  war  jedenfalls  eine  lebenslängliche;  das  geht  daraus  hervor,  dass  im  Briefe 
(Art.  34)  nur  von  Ergänzungswahlen  im  Falle  des  Todes  oder  der  Ausweisung  eines  Mit- 
gliedes die  Rede  ist.  In  diesem  Falle  sollen  die  Sechziger  selbst  in  voller  Freiheit  einen 
neuen  Genossen  erwählen. 

Einige  Fälle,  wo  die  Teilnahme  der  Sechziger  an  Geschäften,  die  früher  dem  Rate 
allein  oblagen,  eintreten  soll,  werden  besonders  angeführt.  So  sollen  sie  in  Gemeinschaft  mit 
den  Gerichtsherren  des  Rates  über  die  Gerichtsdiener  urteilen,  die  mehr  als  die  gesetzliche 
Gebühr  erheben  (Art.  3).  Sie  sollen  ferner,  wie  schon  oben  erwähnt,  gemeinschaftlich  mit 
dem  Rat  jährlich  einige  Mitglieder  damit  beauftragen,  den  Verwaltern  der  Hospitäler  zum 
heil.  Geist  und  zu  St.  Georg  die  Rechenschaft  über  ihre  Verwaltung  abzunehmen  (Art.  9). 
Wenn  der  Rat  mit  den  ihm  zu  Gebote  stehenden  Geldern  nicht  auskommt,  so  muss  er  die 
Sechziger  zur  Beratung  hinzuziehen,  und  mit  vereinten  Kräften  sollen  beide  einen  Ausweg 
suchen  (Art.  32).  Endlich  erhält  der  Ausschuss  gemeinschaftlich  mit  dem  Rat  das  Recht, 
auch  solchen,  an  welche  Rostocker  Bürger  noch  Forderungen  hatten  und  denen  deshalb  im 
allgemeinen  kein  freies  Geleit  gegeben  werden  sollte,  dasselbe  dennoch  zu  bewilligen,  wenn 
sie  im  Dienste  und  zum  Frommen  der  Stadt  kämen  (Art.  1). 

Von  den  Bestimmungen,  die  sich  auf  den  Rat  beziehen,  ist  besonders  wichtig  Art.  35. 
Danach  sollen  die  Geschlechter,  d.  h.  also  der  Kreis  derjenigen  begüterten  und  angesehenen 
Familien,  die  sich  bisher  für  allein  ratsfähig  betrachtet  hatten,  von  jetzt  an  vom  Rate  ganz 
ausgeschlossen  sein;  auch  Verschwägerung  mit  einem  Mitgliede  des  Rats  sollte  ein  Hindernis 


Durch  ein  Versehen  stellt  bei  Kuppmann,  Gesell,  d.  Sladl  ivostoek  1.  Teil,  S.  28:  , ,7  Pfennige“. 
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für  die  Wahl  in  den  Rat  sein.  Bis  dahin  hatten  wohl  nur  die  nächsten  Grade  der  Bluts- 
verwandtschaft die  Kraft  gehabt,  den  Eintritt  in  den  Rat  zu  verhindern;  Verschwägerung 
dagegen  war  wohl  eher  förderlich  als  hinderlich  gewesen  J).  Der  folgende  Artikel  (36)  setzt 
fest,  dass  ein  Bürgermeister  oder  Ratsherr,  der  die  Privilegien  der  Stadt  missachten  würde, 
seines  Amts  verlustig  gehen  soll,  und  Artikel  37  endlich  bestimmt,  um  die  häufigen  Ver- 
zögerungen in  der  Entscheidung  von  Prozessen  zu  beseitigen,  dass  der  Rat,  wenn  er  dreimal 
über  eine  Sache  zu  Gericht  gesessen  habe,  das  vierte  Mal  den  entscheidenden  Spruch 
fällen  solle. 

Die  Bürgerschaft  hatte  also  vor  allem  zweierlei  erreicht:  einmal  waren  die  Geschlechter 
aus  dem  Rate  verdrängt,  und  dieser  stand  nun,  da  er  nicht  mehr  aus  einer  bevorrechteten 
Klasse  hervorging,  der  Gemeinde  ganz  anders  gegenüber,  als  der  frühere,  und  dann  war 
diesem  schon  an  und  für  sich  viel  weniger  gefährlichen  Rate  noch  ein  Sechziger- Ausschuss 
zur  Seite  gestellt,  der  das  Recht  erhielt,  an  der  Regierung  der  Stadt  in  gewisser  Weise 
teilzunehmen. 

Über  die  inneren  Vorgänge  in  Rostock  während  der  nächsten  Jahre  wissen  wir  nichts 
Näheres;  der  neue  Rat  und  die  Sechziger  führten  zunächst  ungestört  das  Regiment  der 
Stadt,  und  die  geflüchteten  Bürgermeister  blieben  verbannt.  In  dem  Verhältnis  zum  Dänen- 
könig trat  vorerst  noch  keine  Änderung  ein:  der  Kampf  Rostocks  und  der  andern  Städte 
gegen  ihn  währte  fort.  Aber  schon  1430,  als  in  Nykjöbing  Verhandlungen  zwischen  den 
Streitenden  stattfanden,  trennte  Rostock  sich  eigenmächtig  von  den  Verbündeten,  ging  auf 
die  von  Erich  gestellten  Bedingungen  ein  und  schloss  mit  ihm  Frieden.  Stralsund  that  bald 
darauf  dasselbe;  die  andern  Städte  setzten  den  Krieg  noch  bis  1435  fort. 

Der  Grund,  warum  Rostock  dem  Dänenkönig  so  schnell  die  Hand  zum  Frieden  bot, 
lag  wohl  in  der  Gefahr,  die  von  anderer  Seite  her  die  Stadt  bedrohte.  Die  Herzogin 
Katharina  nämlich,  die  zwei  Jahre  vorher  die  Verfassungsänderung  in  Rostock  wie  in 
Wismar  gut  geheissen  und  sich  entschieden  auf  Seite  der  Neuerer  gestellt  hatte,  war  unterdes 
andrer  Meinung  geworden:  den  geflüchteten  Ratsherren  und  ihrem  Anhang  war  es  gelungen, 
sie  zu  gewinnen.  Nachdem  Wismar  bereits  im  März  1430  sich  zur  Auflösung  des  Sechziger- 
Ausschusses,  Absetzung  des  neuen  und  Wiedereinsetzung  des  -alten  Rates  hatte  verstehen 
müssen,  wurde  nun  der  Versuch  gemacht,  auch  Rostock  dazu  zu  zwingen.  Die  Herzogin 
sammelte  ein  grosses  Heer  und  rückte  noch  während  der  Verhandlungen  mit  dem  Dänen- 
könig gegen  Rostock  heran.  Mit  ihr  waren  ausser  ihren  Söhnen  die  Herzoge  Otto  von 
Braunschweig-Lüneburg  und  Erich  von  Sachsen-Lauenburg,  Bischof  Hermann  von  Schwerin 
und  Graf  Johann  von  der  Hoye 2).  Katharina  war  in  Einverständnis  mit  einem  Teile  der 
Rostocker  Bürgerschaft,  der  zur  Partei  des  alten  Rats  gehörte,  und  hoffte  im  Vertrauen  auf 
die  Kunde,  die  sie  von  dieser  Seite  erhalten  hatte,  am  bestimmten  Tage  — in  Rostock  war 
gerade  grosses  Festmahl  der  Kalandsbrüderschaft  — die  Stadt  mit  leichter  Mühe  zu  über- 
rumpeln und  schnell  zur  Erfüllung  ihrer  Forderungen  zu  zwingen.  Aber  sie  fand  sich  in 
ihrer  Hoffnung  getäuscht.  Fürst  Wilhelm  zu  Wenden,  der  von  dem  Plane  Kunde  hatte, 


*)  Vgl.  Crull  a.  a.  O.  S.  XXI  ff. 

2)  Eine  Notiz  der  Rostocker  Chronik  z.  J.  1430  bei  Krause  a.  a.  O.  S.  12  nennt  als  Begleiter  der 
Herzogin  ..Hertog  Magnus  bifchop  tho  Ilildensem“.  Das  beruht  wohl  auf  Verwechslung  mit  dem  oben  genannten 
Job.  v.  d.  Hoye.  Derselbe  war  nämlich  früher  Hildesheimer  Bischof  und  hatte  dann  zu  Magnus’  Gunsten  resigniert. 
Magnus  selbst  nahm  1430  an  einem  Zuge  gegen  die  Ilussiten  teil,  der  freilich  gleich  bei  Beginn  scheiterte;  Korner 
S.  1296;  Grautoff  2,  S.  573;  Krantz,  Wand.  11,  20- 


warnte  die  Stadt  noch  im  letzten  Augenblick,  und  die  anrückenden  Feinde  fanden  die  Thore 
geschlossen  und  alles  zur  Abwehr  bereit  (1430  Aug.  10).  Einige  Verwegene,  die  sich  vorher 
schon  in  die  Stadt  geschlichen  hatten,  um  hier  einen  Aufstand  zu  erregen  und  so  den 
Angriff  von  innen  zu  unterstützen,  wurden  ergriffen  und  getötet;  andere  wurden  durch 
Freunde  verborgen  und  gerettet.  So  zogen  denn  die  Angreifer  unverrichteter  Sache  wieder 
ab;  um  aber  doch  etwas  zu  thun,  rückten  sie  nach  Warnemünde,  brannten  es  nieder  und 
versperrten  die  Warnow-Miindung  durch  Versenkung  einiger  Schiffe.  Dann  zogen  sie  heim. 
Die  Rostocker  aber,  die  den  Warnemünder  Hafen  schnell  wieder  zugänglich  machten,  Hessen 
das  Geschehene  nicht  ungerächt.  Sengend  und  brennend  fielen  sie  sofort  in  die  Besitzungen 
der  Feinde  ein  und  zahlten,  was  diese  ihnen  gethan,  mit  Zinsen  heim  J).  Zugleich  wandte 
sich  die  Stadt  auch  an  König  Siegmund  und  beschwerte  sich  über  den  Angriff  auf  Rostock 
und  die  Zerstörung  von  Warnemünde  ?). 

Durch  das  Misslingen  des  Überfalls  und  durch  Rostocks  thatkräftiges  Auftreten  sah 
sich  Katharina  veranlasst,  einzulenken  und  den  alten  Rat  preiszugeben.  Am  15.  Oktober, 
noch  ehe  König  Siegmund  einschritt,  schloss  sie  mit  Rostock  Frieden.  Sie  erkannte  den 
neuen  Rat  als  zurecht  bestehend  an,  bestätigte  alle  Privilegien  der  Stadt,  sicherte  ihr  Schutz 
zu  gegen  alle  Feinde  und  versprach,  die  verfesteten  Mitglieder  des  alten  Rats  und  deren 
Genossen  in  ihrem  Lande  nicht  zu  beherbergen  oder  zu  geleiten.  Auch  die  beiderseitigen 
Bundesgenossen  wurden  in  diesen  Friedensvertrag  mit  eingeschlossen;  auf  Rostocks  Seite 
wird  dabei  ausser  dem  Fürsten  Wilhelm  zu  Wenden  auch  Herzog  Johann  von  Mecklenburg- 
Stargard  ausdrücklich  genannt,  auf  Seiten  der  Herzogin  ausser  dem  schon  erwähnten 
Schweriner  Bischof  Markgraf  Johann  von  Brandenburg,  der  älteste  Sohn  des  Kurfürsten 
Friedrich  I.,  und  Herzog  Heinrich  von  Mecklenburg-Stargard * *  3). 

Erst  einige  Tage  darauf  (Okt.  21)  beauftragte  König  Siegmund  auf  Rostocks  Klage 
hin  den  Herzog  Kasimir  von  Pommern-Stettin,  die  Stadt  in  seinen  und  des  Reichs  Schutz 
zu  nehmen,  den  Streit  zwischen  den  beiden  Parteien  zu  untersuchen,  das  Ergebnis  ihm  zur 
Entscheidung  mitzuteilen  und  bis  dahin  alle  weiteren  Feindseligkeiten  bei  Strafe  von  1000  Mark 
Goldes  zu  untersagen.  Am  12.  Dezember  desselben  Jahres  kam  Herzog  Kasimir  dieser  Auf- 
forderung nach.  In  seiner  an  alle  Fürsten,  Herren,  Ritter  und  Knechte,  Bürgermeister,  Räte 
und  Gemeinden  gerichteten  Warnung  vor  weiteren  Gewaltthätigkeiten  wurden  namentlich  die 
Städte  Hamburg,  Lübeck,  Lüneburg,  Wismar  und  Stralsund,  die  seit  Rostocks  Friedens- 
schluss mit  König  Erich  mit  ersterem  zerfallen  waren,  und  von  den  ausgewichenen  Rostockern 
die  vier  Bürgermeister,  der  Ratsherr  Heket  und  ausserdem  die  Bürger  Engelke  Katzow, 
Kurt  von  Klingenberg  und  Joachim  Witte  genannt 4). 

Aber  das  Blatt  wandte  sich  sehr  schnell,  und  König  Siegmund,  der  eben  noch 
scheinbar  zu  Gunsten  des  neuen  Rates  eingeschritten  war,  trat  sehr  bald  gegen  ihn  auf.  Das 
ist  nicht  auffällig.  Er  hatte  ja  Rostock  vorläufig  nur  vor  den  Gewaltthätigkeiten  der  An- 
greifer geschützt,  sich  aber  keineswegs  auf  die  Seite  der  damals  in  Rostock  herrschenden 


*)  Korner,  S.  1297  f. ; Grautoff  2,  S.  56 — 58,  574 — 576;  Krantz,  Wand.  11,  19  u.  21;  Rost.  Chron. 
z.  J.  1430  bei  Krause  a.  a.  O.  S.  12.  — - Dass  der  Angriff  während  der  Verhandlungen  zu  Nykjöbing  erfolgte,  geht 
hervor  aus  dem  später  zu  erwähnenden  Schreiben  König  Siegmunds  von  1430  Okt.  21  ; Rost.  Nachr.  u.  Anz. 
1755  S.  138. 

-)  Rost.  Nachr.  u.  Anz.  1755,  S.  138 — 142- 

3)  Grautoff  2,  S.  577  ; Rost.  Nachr.  u.  Anz.  1755,  S.  133  f. 

■‘)  Rost.  Nachr.  u.  Anz.  1755,  S.  138—142;  vgl.  S.  148  f. 
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Partei  gestellt,  sich  vielmehr  eine  Entscheidung  zwischen  den  Streitenden  Vorbehalten.  Nun 
aber  wandten  sich  die  vertriebenen  Bürgermeister  und  ihre  Leidensgenossen  — auch  den 
Bürger  Klaus  Buck  finden  wir  jetzt  unter  ihnen  — als  sie  einsahen,  dass  von  der  Herzogin 
nichts  mehr  zu  erwarten  war,  ihrerseits  klagend  an  das  Königliche  Hofgericht;  und  jetzt 
handelte  es  sich  nicht  mehr  um  jenen  Angriff  auf  Rostock,  sondern  um  die  Frage,  ob  alter 
oder  neuer  Rat  dort  Herr  sein  sollte. 

Die  Städte  Stralsund  und  Wismar  erhielten  daraufhin  den  Auftrag,  von  Rostock  bei 
Strafe  von  1400  Mark  lötigen  Goldes  Wiederannahme  des  alten  Rates  und  Zurückgabe  der 
1500  Mark,  die  sie  dem  Klaus  Buck  und  anderen  konfisziert  hätten,  zu  fordern.  Das 
geschah,  aber  Rostock  kam  der  Aufforderung  in  der  gestellten  Frist  nicht  nach.  Wohl 
suchte  es  sein  Verfahren  vor  dem  Königlichen  Hofgericht  zu  Nürnberg  durch  seine  beiden 
Bevollmächtigten,  Johann  Junge  und  Georg  Hutei,  zu  rechtfertigen,  aber  vergebens:  König 
Siegmund  erklärte  1431  März  23  die  ungehorsame  Stadt  in  die  Reichsacht1).  Der  schon 
oben  erwähnte  Joachim  Witte,  der  in  diesem  Prozess  mit  als  Kläger  erscheint,  begegnet  uns 
in  derselben  Rolle  und  in  demselben  Jahre  noch  einmal.  Zugleich  im  Namen  seines  Bruders 
Heinrich  erhob  er  vor  des  Königs  Gericht  Klage  gegen  Rostock,  weil  hier  vor  Jahren  sein 
seitdem  verstorbener  Vater,  der  Bürgermeister  Heinrich  Witte,  ohne  Recht  und  Urteil  abgesetzt 
und  aus  der  Stadt  vertrieben,  sein  Plaus  ausgeraubt  und  seine  Güter  weggenommen  worden 
seien.  Auch  diese  Klage  hatte  die  Acht  gegen  Rostock  zur  Folge  (1431  ökt.  15)  -) . 

Da  das  Urteil  des  Königlichen  Hofgerichts  vom  23.  März  ohne  Wirkung  auf  Rostock 
blieb,  verhängte  Siegmund  im  folgenden  Jahre  von  Parma  aus  über  die  ungehorsame  Stadt 
die  Oberacht  (1432  Mai  12)  und  forderte  die  benachbarten  Fürsten  mit  Namen  und  ausserdem 
alle  sonstigen  Nachbarn  der  geächteten  Stadt  auf,  in  rücksichtslosester  Weise  gegen  sie 
vorzugehen3).  Indes  hatten  ja  mehrere  von  denen,  an  die  die  Aufforderung  gerichtet  war, 
erst  zwei  Jahre  vorher  ihren  Frieden  mit  Rostock  gemacht,  und  auch  die  andern  hatten 
keine  Neigung,  feindlich  gegen  die  Stadt  einzuschreiten.  Diese  aber  blieb  auf  der  nun 
einmal  eingeschlagenen  Bahn  und  dachte  nicht  daran,  die  Vertriebenen,  die  ihr  nun  schon 
so  viel  Schaden  zugefügt,  wieder  anzunehmen.  Doch  blieben  dieselben  unausgesetzt  tliätig 
und  gaben  die  Hoffnung  auf  Rückkehr  nicht  auf.  Zunächst  freilich  mussten  sie  sich  damit 
begnügen,  von  Wismar  aus  einzelne  Rostocker  Bürger  anzufallen,  zu  berauben  und  gefangen 
zu  nehmen4).  Dazu  drangen  die  Gebrüder  Witte  eifrig  und  nicht  ohne  Erfolg  auf  Aus- 
führung der  Achtserklärung  gegen  Rostock  ’’).  Das  war  aber  zunächst  alles  °).  Zwar  dauerte 
es  gar  nicht  lange,  so  wurde  Rostock  zum  dritten  Male,  diesmal  auf  die  Klage  eines  gewissen 
Lüdekc  Hartwig  hin,  in  die  Acht  gethan  (1434  Äug.  4) "),  aber  damit  war  natürlich  nichts 
gewonnen.  Die  Vertriebenen  mussten  einen  neuen  Weg  einschlagen,  um  zu  ihrem  Ziele  zu 

])  Rost.  Nadir,  u.  Anz.  1755,  S.  142—147;  H.  R.  2.  Abt.  1,  Nr.  61- 

-)  Rost.  Nadir,  u.  Anz.  1755,  S.  149—155. 

8)  Rost.  Nadir,  u.  Anz.  1755,  S.  157 — 162-  Audi  im  Witte' scheu  Prozess  kariös  zwei  Jahre  später 

— 1134  Juni  18  — zur  Verhängung  der  Oberadit.  a.  a.  O.  8.  165 — 169- 

■*)  Korner  S.  1330. 

5)  H.  R.  2.  Abt.  1,  Nr.  428,  492  § 15,  493,  494,  540- 

u)  Eine  Notiz  der  Rost.  Chron.  z.  J.  1433  bei  Krause  a.  a.  O.  S.  12  erzählt  von  einem  neuen  Angriff  auf 

Rostock  (1433  Okl.  25),  der  die  Beseitigung  des  neuen  Rats  zum  Zweck  gehabt  habe.  Darüber  ist  sonst  gar  nichts 
bekannt,  vgl.  Krause  a.  a.  O.  Auni.  17. 

7)  Rost.  Nadir,  u.  Anz.  1755,  S.  170 — 175.  Auch  in  diesem  Prozess  folgte  die  Obcraclit  (1437  Juli  30' ; 
a.  a.  O.  S.  185  f. 


gelangen.  Sie  wendeten  sich,  da  die  weltliche  Macht  nicht  durchdrang,  um  1434  klagend 
an  die  Kirchenversammlung  zu  Basel.  Den  Verlauf  der  langwierigen  Verhandlungen  mit 
dieser  und  Papst  Eugen  IV.  vermögen  wir  nicht  klar  zu  erkennen1);  das  Ergebnis  war 
jedenfalls,  dass  über  die  Stadt  nun  auch  das  Interdict  verhängt  wurde.  Infolgedessen  ver- 
liessen  die  Pfarrer  der  vier  Kirchen  die  Stadt  und  geboten  auch  ihren  Kaplänen,  sich  aller 
gottesdienstlichen  Handlungen  zu  enthalten.  Die  Bürgerschaft  aber  erreichte  doch  durch 
Drohungen,  dass  einige  von  den  Weltpriestern  und  Ordensgeistlichen  sich  darum  nicht 
kümmerten  und  den  Einwohnern  die  Segnungen  der  Kirche  nicht  vorenthielten.  Dadurch 
wurde  die  Wirkung  des  Banns  natürlich  erheblich  abgeschwächt.  Trotzig  widerstand  Rostock 
auch  dem  Zorne  der  geistlichen  Gewalt.  Auch  die  Vermittelung  der  Hansestädte  zwischen 
altem  und  neuem  Rat  lehnte  es  ab'2).  Es  war  sehr  vorteilhaft  für  die  Stadt,  dass  sie  den 
König  Erich  von  Dänemark  zum  Freunde  hatte,  „weilte  fe  fo  tho  Lande  nicht  konden 
fehlich  reyfen,  fo  hedden  fe  de  Sehe  vor  der  Handt  unde  konden  ere  Neringe  tho  Water 
dohn“3 4 5).  Allerdings  erhielten  nun  die  Städte  Lübeck,  Hamburg,  Lüneburg  und  Wismar,  die 
mit  König  Erich  1435  Juli  17  endlich  auch  FVieden  geschlossen  hatten1),  bei  den  Verhand- 
lungen zu  Kopenhagen  und  Kalmar  (1436  Juli — Sept.)  von  diesem  die  Zusage,  er  würde,  wenn 
sich  die  Rostocker  weigerten,  auf  die  Vermittelungsversuche  seiner  Räte,  die  er  zu  ihnen 
schicken  werde,  ferner  der  mecklenburgischen  Räte  und  der  genannten  Städte  einzugehen, 
ihnen  und  ihren  Gütern  sein  Reich  verschliessen,  bis  sie  den  kaiserlichen  und  päpstlichen 
Befehlen  gehorchen  würden ; aber  Erich  hielt  sich,  obwohl  die  Rostocker  nicht  einlenkten, 
nicht  an  sein  Versprechen.  Er  selbst  schrieb  an  einen  der  vertriebenen  Rostocker  Rats- 
herren, Johann  Kröpelin,  in  wesentlich  anderem  Sinne,  und  seine  Amtleute  und  Vögte  fuhren 
fort,  den  Rostockern  Schutz  zu  gewähren.  Noch  einmal  wandten  sich  deshalb  die  zu  Lübeck 
versammelten  Ratssendeboten  der  vier  Städte  an  den  König  und  erneuerten  ihre  Bitte r>) ; aber 
wahrscheinlich  blieb  auch  das  ohne  Erfolg.  — Abermals  versuchten  die  Vertriebenen  nun 
beim  Kaiser  ihr  Ziel  zu  erreichen  und  klagten  ihm,  dass  einige  der  Nachbarn  Rostocks  trotz 
Bann  und  Acht  mit  der  Stadt  verkehrten.  Siegmund  befahl  deshalb  dem  Erzbischof  Balduin 
von  Bremen  und  den  Herzogen  Wilhelm  von  Braunschweig  und  Adolf  von  Schleswig,  für 
Vollstreckung  der  Acht  Sorge  zu  tragen  (1437  ohne  Datum)6).  Auch  der  Hochmeister  des 
deutschen  Ordens  und  die  livländischen  Städte  drohten  jetzt  feindlich  gegen  Rostock  vorzu- 
gehen7), und  die  Universität  siedelte  Ostern  1437  nach  Greifswald  über8).  Die  Stadt  aber 
lenkte  noch  immer  nicht  ein;  sie  vertraute  auf  des  Dänenkönigs  Freundschaft  und  Hilfe. 
Aber  auch  diese  Stütze  brach.  Erich,  dessen  schlechte  Regierung  ihn  schon  längst  verhasst 
und  verächtlich  gemacht  hatte,  musste  1438  endgültig  aus  Dänemark  weichen,  und  nachdem 
Herzog  Christoph  von  Bayern  sich  bereit  erklärt  hatte,  die  Krone  der  drei  skandinavischen  Reiche 
anzunehmen,  sagten  die  damals  in  Lübeck  weilenden  dänischen  Räte  ihrem  bisherigen  König  in 
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aller  Form  den  Gehorsam  auf1).  Zwei  Tage  darauf  (143!)  Juni  2G)  schlossen  sie  mit  Lübeck, 
Hamburg,  Wismar  und  Lüneburg  einen  Vertrag,  in  dem  sie  auch  ihrerseits  gegen  Rostock 
vorzugehen  versprächen,  wenn  dasselbe  sich  bis  zum  10.  August  mit  dem  alten  Rat  nicht 
ausgesöhnt  hätte2).  Nun  sah  die  bedrängte  Stadt  ein,  dass  längerer  Widerstand  vergeblich 
sein  würde,  und  es  gelang  den  beiden  Herzogen  Heinrich  und  Johann  von  Mecklenburg,  die 
1430  selbst  die  Regierung  übernommen  hatten,  unter  Zuziehung  ihrer  geistlichen  und 
weltlichen  Räte,  auch  der  Sendeboten  der  Städte  Lübeck,  Hamburg,  Stralsund,  Wismar, 
Lüneburg  und  Güstrow,  den  Streit  zwischen  altem  und  neuem  Rat  beizulegen.  1439  Sept.  29 
kam  der  Vertrag  zu  stände:  die  Ausgewichenen  kehrten  zurück  und  traten  wieder  in  den 
Besitz  ihrer  Ämter,  Güter  und  ganzen  Habe;  der  neue  Rat  sollte  nicht  zurücktreten,  sondern 
mit  dem  alten  gemeinschaftlich  die  Regierung  der  Stadt  übernehmen,  und  zwar  in  der  Weise, 
dass  die  drei  zurückkehrenden  Bürgermeister  Heinrich  Buck,  Friedrich  von  Zehna  und  Johann 
Otbrecht  die  erste,  dritte  und  fünfte,  die  vier  Bürgermeister  des  neuen  Rates  dagegen  die 
zweite,  vierte,  sechste  und  siebente  Bürgermeisterstelle  erhielten.  Der  vierte  der  aus- 
gewichenen Bürgermeister,  Heinrich  Katzow,  war  wohl  gestorben ; er  begegnet  uns  zum  letzten 
Male  1432  März  9 :!).  Wenn  die  Zahl  der  Ratsherren  durch  die  eintretenden  Todesfälle  wieder 
auf  24  herabgegangen  wäre,  sollte  es  bei  dieser  Zahl  bleiben  und  der  Rat  sich  in  alter  Weise 
immer  selbst  ergänzen.  Auch  die  Angehörigen  der  Ämter,  die  im  Rate  waren,  sollten  bis 
zur  nächsten  Umsetzung  des  Rats  (1440  Febr.  22)  im  Besitz  ihrer  Würden  und  Einkünfte 
bleiben.  Der  Sechziger-Ausschuss,  der  eine  so  wichtige  Rolle  gespielt  hatte,  wurde  zwar 
nicht  eigentlich  aufgelöst,  verlor  aber  alle  Bedeutung:  es  ward  dem  Gutdünken  des  Rates 
überlassen,  in  geeigneten  Fällen  eine  grössere  oder  kleinere  Zahl  seiner  Mitglieder  zugleich 
mit  einigen  anderen  Bürgern  zur  Beratung  heranzuziehen.  Der  Bürgerbrief  wird  in  dem 
Vertrage  gar  nicht  erwähnt;  doch  ist  es  zweifellos,  dass  er  nicht  in  Kraft  blieb.  Das  geht 
schon  daraus  deutlich  genug  hervor,  dass  nicht  wenige  seiner  Artikel,  so  diejenigen  über  die 
Sechziger  und  ihre  Befugnisse  und  das  Verbot,  einen  Angehörigen  der  Geschlechter  in  den 
Rat  zu  wählen,  den  Bestimmungen  des  Vertrages  geradezu  widersprachen. 

Die  Lossprechung  vom  Kirchenbann  zu  bewirken,  übernahmen  die  vermittelnden 
Städte;  von  der  Reichsacht  sich  zu  befreien,  blieb  dem  Rostocker  Rate  selbst  überlassen, 
doch  versprachen  die  Herzoge  ihre  Hilfe.  Endlich  ward  noch  ausbedungen,  dass  der  Rat 
Bürger  und  Einwohner  im  Genuss  aller  Rechte  und  Freiheiten  lassen  und  Rat  und  Gemeinde 
den  Herzogen  den  Treueid  schwören  sollten1).  Die  Städte  Lübeck,  Hamburg,  Stralsund, 
Lüneburg  und  Wismar  übernahmen  es,  die  vollzogene  Einigung  den  verschiedenen  Fürsten, 
Städten  u.  s.  w.  kund  zu  thun5). 

Die  Befreiung  vom  Bann  erfolgte  schon  1440  Jan.  3 im  Auftrag  des  Baseler  Konzils 
durch  Bischof  Hermann  von  Schwerin0);  dagegen  vergingen  noch  einige  Jahre  unter 
unerquicklichen  Streitigkeiten  mit  Herzog  Heinrich  IV.,  der  von  König  Friedrich  III.  zugleich 
mit  der  Erlaubnis,  den  Achtschatz  für  sich  einzuziehen,  die  Vollmacht  erhalten  hatte,  Rostock 
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®)  H.  R.  2.  Abt.  1,  Nr.  101,  102. 
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der  Acht  zu  entlassen1),  bis  der  Herzog  dies  wirklich  that:  1443  Dez.  11  wurde  die  Stadt 
von  der  dreifachen  Acht  und  Oberacht,  in  die  sie  verfallen  war,  gelöst  und  ihr  alle  Rechte 
und  Freiheiten  zurückgegeben2).  Die  Universität  war  schon  zu  Ostern  desselben  Jahres 
zurückgekehrt3 4 5 * 7).  Zwei  Jahre  darauf  versöhnten  sich  auch  die  Gebrüder  Witte  mit  der  Stadt1). 
Aber  erst  elf  Jahre  später  fanden  die  letzten  Verhandlungen  mit  den  drei  wieder  zurück- 
gekehrten Bürgermeistern,  ferner  mit  Engelke  Katzow,  dem  Bruder  ihres  verstorbenen  Amts- 
genossen Heinrich  Katzow1),  und  mit  anderen  während  der  letzten  Unruhen  aus  Rostock 
Entwichenen  statt:  Rostock  vergleicht  sich  1454  Aug.  12  mit  ihnen  über  alle  Ansprüche 
auf  Schadenersatz,  die  sie  noch  an  die  Stadt  hatten0). 

Damit  erst  war  für  diesmal  alles  zu  Ende. 


Anhang. 

1.  Der  Bürgerbrief  von  1408  Juli  14  ). 

Wy  Borgermeftere  und  Radtmanne  der  Stadt  Roftock  myth  unfen  nakomelingen 
laven  und  willen  dath  holden,  dat  wy  unße  medeborgere  und  dede  Inwaners  findt  myth  uns 
tho  Roftock  willen  laten  by  aller  older  frigheit  und  rechticheit,  alfo  van  oldinges  gewefet  is. 

1.  Tho  voren  an  negeft  deffer  rechticheit  ßo  lave  wy  und  willen  dat  holden,  dat 
wy  nemande  willen  leyden  vor  borger  fchuldt  tho  nener  tydt  an  deine  jare,  he  fy  geiftlick 
edder  wertlick;  funder  dat  hyr  wol  myth  Landesheren  inqueme  effte  myth  Stederen  dage 
tho  holdende,  effte  der  Reden  tho  der  tydt  und  dewile  dat  unfes  Heren  des  Koninges  bede 
is,  edder  der  Heren  de  na  em  kamen,  alßo  dat  van  oldinges  gewefet  is,  wente  Sunte  Nicolaus 
dage.  Und  vort  dat  de  jennen  leydet  fyn,  dede  fyn  in  der  meinenn  Stadt  denfte,  und  dat 
der  Stadt  niitte  und  behöff  is. 

2.  Vortmer  wol  einen  man  dodt  ßleit  effte  wundet  in  unfer  Stadt  effte  in  unfeine 
rechte,  wert  he  begrepen,  dat  he  betere  na  Lubefchem  rechte,  und  fyn  gudt  fchal  frygh 
bliven ; kumpt  he  ock  wech  und  wert  vorveftet,  fo  fchal  fyn  gudt  ock  frygh  bliven  em  und 
finen  ervenn. 

3.  Und  ock  fchal  des  Fronen  huß  bliven  und  regeret  werden,  alfo  dat  van  oldinges 
gewefet  is;  und  darenbaven  fchal  men  nemande  vorder  befchatten. 


*)  H.  R.  2.  Abt.  2,  S.  536;  3,  S.  4L 

2)  H.  R.  2.  Abt.  3,  Nr.  85;  Rost.  Nachr.  u.  Anz.  1756,  S.  25 — 27;  vgl.  Koppmann,  Gesch.  d.  Stadt 
Rostock,  1,  S.  30  ff. 

3)  Krabbe,  a.  a.  O.  S.  129- 

4)  Rost.  Nachr.  u.  Anz.  1756,  S.  38  f. 

5)  II.  R.  2.  Abt.  1,  Nr.  543,  § 39. 

°)  Rost.  Nachr.  u.  Anz.  1756,  S.  62 — 67 ; Lisch  in  d.  Jahrb.  d.  Ver.  f.  mecklenburg.  Gesch.  u.  Alter- 
thumsk.  11.  Jahrg.  1846,  S.  179  f-,  382  ff. 

7)  Nach  der  einzigen  erhaltenen  Abschrift  in:  Akta  betr.  den  Bürgerausschuss  der  Vierundsechziger  1584 
Juni  13  — 1536  März  4,  Ratsarchiv  zu  Rostock.  Oben  steht : ,,Deffe  navolgende  breff  is  gefunden  wurden  by  den 
olderluden  der  Bundtmaker“ ; am  Ende : „De  rechte  Hovetbreff  lycht  tho  unser  leven  frouwen  in  des  gadeßhuß 
kyften“.  — Die  fortlaufenden  Ziffern  sind  im  Druck  hinzugefügt. 
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4.  Vortmer  fchal  de  Wacht  er  nicht  umme  kamen,  men  umme  de  veer  weken; 
ginge  wol  er  der  tydt  umme  und  wolde  gelt  upboren  efftc  pandede  jemande  dar  aver,  de 
dath  deith,  de  fchal  neuer  borgen  neten,  men  he  fchal  in  de  hechte  gan;  und  dat  wälle  wy 
richten,  alßo  wy  gelavet  hebben. 

5.  Vortmer  fchal  men  by  nachte  effte  by  dage  nemande  in  de  hechte  fetten,  dede 
borgen  neten  mach  und  dede  borgen  hefft,  idt  en  were  denne  ßodane  bewyßlike  fake,  dar 
he  nener  borgen  umme  neten  mochte  und  alfo  recht  were. 

6.  Vortmer  wille  wy  frygh  holden  de  nygen  hoven,  alßo  de  van  oldinges  gewefen 
fyn,  tho  der  Stadt  weyde  und  dartho  de  Wyffche  by  der  Warnow  und  dar  de  tegel  hoff 
uppe  ftan  hadde,  und  wat  dar  van  oldinges  lanck  und  breth  buten  allen  dören  tho  der  Stadt 
weyde  gelegen  hefft,  idt  fy  wor  idt  fy. 

7.  Vortmer  de  Heide,  alßo  de  gehofft  und  betalet  is  tho  der  Stadt  behoff,  dat  wille 

wy  holden,  alfe  wy  alle  jar  beden;  und  dar  fchal  nen  man  holt  uth  houwen  effte  vören, 

funder  men  vöre  idt  uppe  der  Stadt  hoff  tho  behoff  der  meinen  borgere  und  tho  kope  vor 
mögelick  gelt  und  tho  der  Stadt  behoff,  wor  dath  bewyßlick  is. 

8.  Vortmer  fchal  de  Weddetafeln  holden  de  havene,  alßo  van  oldinges  geweßet  is, 
dat  idt  encket  ßy;  und  wath  dar  tho  höret,  dath  fchal  dar  tho  bliven,  alfo  van  oldinges 
gewefet  is. 

9.  Vortmer  wylle  wy  den  hilligen  Geift  und  funte  Jürgen  beteren  und  buwen,  alßo 
van  oldinges  geweßet  is,  und  ock  de  armen  ßeken  lüde  fpyfen  und  de  almiffen  dar  tho  bliven 
laten  na  unfer  macht,  alßo  wy  bewyfen  mögen. 

10.  Vortmer  ßo  wille  wy  nemande  in  den  Radt  keßen,  de  landtgudt  hefft-,  undock 

fchall  nen  man  landtgudt  mer  tho  köpen,  de  nu  in  deme  Rade  is. 

11.  Vortmer  fchal  nen  Jarmarcket  mer  weßen  des  jares,  men  de  eine  tho  Pingftenn. 

12.  Und  de  Czyße  van  dem  wyne  fchal  ock  bliven,  alßo  van  oldinges  gewefet  is. 

13.  Vortmer  ßo  wille  wy  de  olderlude  van  den  ampten  nicht  hoger  befwaren  mith 
eren  eeden  tho  donde,  men  alßo  van  oldinges  gewefet  hefft. 

14.  Vortmer  ßo  wille  [wy] J)  der  Stadt  egendom,  muren  und  de  döre  beteren  und 
buwen  van  der  Stadt  gude  und  nicht  van  der  borger  gude  und  beveften  dat  alfo,  dat  idt 
encket  wefen  fchal,  wor  des  noth  und  behoff  is,  alfo  dat  van  oldinges  gewefet  hefft. 

15.  Vortmer  fchal  men  dat  Sulver  bernen  und  tekenen  dath  alfo,  alfe  van  oldinges 
gewefet  is. 

16.  Vortmer  ßo  wille  wy  de  ampte  nicht  hoger  beßwaren  men  vor  einem  rechte. 
Ock  ßo  wille  wy  den  bröke  laten  tho  der  Weddetafeln  und  defulven  gnade,  alßo  van  oldinges 
gewefet  is. 

17.  Vortmer  ßo  wille  wy  den  Stall  wedder  leggen  und  werafftich  maken,  alfo  wy 
dat  alder  erft  endigen  konen,  tho  der  Stadt  behoff,  alfo  van  oldinges  geweßet  is. 

18.  Vortmer  effte  einem  manne  unradt  fchude  van  brande  und  van  vüre  in  finem 
huß,  dat  bewyßlick  were  und  ein  ruchte  würde,  dar  fcholde  nen  broke  mer  up  kamen,  men 
syn  egen  fchade,  den  he  des  neme. 

19.  Vortmer  ßo  wille  wy  einem  itzliken  nicht  tho  dage  ryden,  alßo  wy  aldus 
lange  gedan  hebbenn,  men  wor  wy  dat  van  eeren  wegen  nicht  laten  mögen. 

20.  Vortmer  ßo  wylle  [wy]  J)  alle  straten  bynnen  unßer  Stadt  fryg  holden,  alßo  fe 
van  oldinges  gewefet  fyn. 


')  Fehlt  in  der  Handschrift. 
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21.  Vortmer  ififte  unfer  borger  jennich  gefangen  wurde,  dar  wille  w y umme  arbeiden 
und  rydcn  und  willen  dat  befte  dartho  don,  wor  wy  dat  affreken  und  enden  könen  up  der 
Stadt  kofte  und  nicht  up  fine  koft,  na  unser  macht. 

22.  Vortmer  ßo  wylle  wy  de  Luchte  tho  Warnemunde  alfo  vorwaren  laten,  alfo 
van  oldinges  gewefet  is,  und  entfengen  Lychte  daryn  tho  fettende.  Weret  dat  hyr  bewyß- 
like  vorfumenifße  thoqueme,  dat  wille  wy  aver  den  jennenn  richten,  de  dar  tho  gefettet  is, 
dat  tho  vorwarende. 

23.  Vortmer  ßo  wille  wy  de  beiden  Roßengarden  frygh  laten  bliven  den  meinen 
borgeren;  und  de  fchal  nen  man  vorhuren  tho  meyende  effte  jennigerleye  quyek  dar  uppe 
tho  gande. 

24.  Vortmer  alle  de  jennen,  de  hyr  mede  an  und  aver  weßet  hebben,  deffe  frigheit 
tho  effchende  van  uns,  an  deine  anbeginne  und  an  deine  ende,  dar  lave  wy  mith  unfen 
' nakömelingen  nenen  hatt  up  tho  hebbende  und  nen  arch  van  der  ßake  willen,  tho  ewigen 
tyden.  Und  dath  fchal  nemandt  tho  hate  holden,  men  idt  fchal  funder  arch  weßen. 

Alle  deffe  vorbenomde  ftücke  und  articule,  ein  itzlyck  by  fyck,  alßo  deffe  brefif 
uthwyfet,  lave  wy  Borgemeftere  und  Radtmanne  tho  Roftock  myt  unfen  nakömelingen  tho 
ewigen  tyden  ftede  und  vafte  tho  holdende  unfen  leven  truwen  medeborgeren  an  unfer  Stadt, 
funder  wedderfprake,  hulperede  effte  argelyft.  Und  wy  willen  nenerleye  hülperede  daran 
theen,  de  der  Stadt  olden  Privilegien  mögen  tho  fchaden  kamen ; men  de  fchölen  in  aller 
vullmacht  bliven,  alßo  fe  van  oldinges  gewefet  fyn.  Des  tho  tuge  und  merer  bekanntnifße 
liebbe  wy  myt  unfer  aller  wetenheit  unfer  Stadt  grote  ingeßegel  an  deffen  breff  gehenget. 
Geschreven  und  geven  tho  Roftock  na  Gades  borth  dußent  veerhundert  an  deme  achteden 

jare,  des  andern  dages  na  funte  Margareten  dage  der  hilligen  Junckfrowen. 

2.  Der  Bürgerbrief  von  1428  Febr.  22 

In  der  hilligen  Drevaldicheit  namen,  de  fy  ewigliken  gelavet  und  gebenediet  tho 
ewigen  tyden.  Wy  -)  Borgermefter  und  Radtmanne  tho  Rozftock  und  unße  nakomelinge 
bekennen  und  betugen  in  deffem  jegenwerdigen  breve,  dath  wy  myth  beradem  mode  und 
myt  wyllen  unfer  Meynte,  dorch  nutticheit  und  eyns  fredes  willen  hebben  gelavet  und  laven 
vor  unße  nakomelinge  und  willen  dath  holden,  dath  wy  unße  medeborger  und  Inwaner,  dede 
nu  fynt  und  in  thokamenden  tyden  werden,  myth  uns  tho  Rozftocke  willen  laten  by  aller 
olden  frigheit  und  rechticheit,  alßo  van  oldinges  geweßet  is. 

1.  Tho  voren  an  negeft  clefler  rechticheit  ßo  lave  wy  und  wyllen  dat  holden,  dath 
wy  nynen  man  willen  leyden  vor  borger  fchuldt,  tho  nyner  tydt  im  jare,  he  fy  geiftlick 

effte  werlick,  funder  de  hyr  myth  Landtheren  effte  myth  Steden  dage  tho  holdende,  effte 

])  Nach  der  ältesten,  vielleicht  aus  dem  Jahre  1489  stammenden  Abschrift  in:  Akta,  betr.  die  sog. 
Bürgerbriefe,  Ratsarchiv  zu  Rostock;  später  überschrieben : Bürgerbrief  von  1428  nebst  den  späteren  Confirmationen. 
Am  Schluss  steht  von  der  Hand  des  Abschreibers  ohne  Absatz  weiter  geschrieben  die  Bestätigung  des  Briefs  von 
1489  Febr.  22 ; auf  der  folgenden,  unbeschriebenen  Seite  ist  aufgeklebt  ein  von  andrer  Hand  geschriebener  Zettel 
mit  der  erneuten  Bestätigung  von  1535  Febr.  17.  Die  Zählung  der  Artikel  (durch  Ziffern  am  Rande  bezeichnet) 
beginnt  der  Abschreiber  schon  bei  „Dath  wy  unße  medeborger  und  Inwoner“  ; aus  Art.  lfi  macht  er  zwei  Artikel ; 
42  zählt  er  dagegen  nicht  als  selbständigen  Artikel.  Auch  einige  spätere,  in  Kleinigkeiten  abweichende  Abschriften 
sind  im  Rostocker  Ratsarchiv  erhalten,  dazu  eine  sehr  mangelhafte  hochdeutsche  Übersetzung.  Gedruckt  ist  der 
Brief  nach  jüngeren  Abschriften  ungenau  in:  Diplom.  Mecklenburg.  Mise,  bei  Westphalen  4,  S.  1048  ff.;  D.  Franc!:, 
Des  Alt-  u.  Neuen  Mecklenburg®  Siebendes  Buch,  S.  234  ff-;  Neue  wöchentl.  Rost.  Nachr.  u.  Anz.  1848,  Nr.  11 — 13. 

2)  Hs.:  „Item  fo  hebben  wy  Borgermefter“  u.  s,  w. ; so  auch  die  späteren  Abschriften. 
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der  Reden  tho  der  tydt  under  Landtheren  bede  is,  effte  dar  heren  inkamen  1),  alßo  dat  van 
oldinges  geweßet  is,  wente  tho  Tunte  Nicolaus  dage  alle  jare.  Ane  dat  en  were,  dath  de 
jenne  leydet  were,  dede  is  in  der  meyne  Stadt  dcnfte  und  in  der  Stadt  nutticheit,  an  ein- 
drachticheit  des  Rades  und  der  ßoftich  borger,  de  dartho  gefchicket  ßyn. 

2.  Item  we  einen  man  dodt  ßleit  effte  wundet  efite  in  ander  wyße  fyn  lyfif  vor- 
wrachte  in  unfer  Stadt  efite  in  unfern  rechte,  wert  he  gegrepen,  dath  he  betere  na  lubefchem 
rechte,  und  fyn  gudt  fchal  frygh  bliven.  Und  kämet  he  ock  wech  und  wert  vorveftet,  ßo 
fchal  fyn  gudt  ock  frygh  bliven  eme  und  finen  erven. 

3.  Und  ock  fchal  des  fronen  huß  bliven  und  regeret  werden,  alßo  dath  van  oldinges 
geweßet  is.  Und  darenbaveu  fchal  des  fronen  bade  nynen  man  befchatten.  Were  de  dar- 
jegen  dede,  daraver  fcholen  de  Richteheren  und  de  ßoftich  richten. 

4.  Item  de  wacht  fchal  nicht  er  ummekamen,  men  umme  de  veer  weken;  ginge  dar 
wol  er  umme  und  wolde  gelt  upbaren  efite  panden,  worde  dar  jemandt  aver  kregen,  de  dat 
deit,  de  fchal  nyne  borgen  nethen,  he  fchal  in  de  hechte  gan,  und  dat  wylle  wy  richten, 
alße  wy  gelavet  hebben.  Ane  dath  were,  dat  etlick  borger  fulven  waken  fcholde,  clorch 
funderich  anvall  und  noth. 

5.  Item  by  nacht  edder  by  .dage  nemande  in  de  hechte  tho  fettende,  de  borgen 
nethen  mach  und  borgen  hebben  mach;  edder  idt  were  ßodane  bewyßlike  ßake,  dar  he  nyne 
borgen  umme  nethen  mach,  alßo  recht  were. 

6.  Item  ßo  wylle  wy  frygh  holden  de  nygen  hoven,  alßo  van  oldinges  geweßet  is, 
tlior  Stadt  weyde,  dartho  [de]  2)  Wyffche  by  der  Warnow  und  dar  de  teygelhave  uppe  flaen 
hefit  3),  alßo  wath  dar  van  oldinges  lanck  und  breydt  buten  allen  doren  der  Stadt  weyde 
gelegen  hefit,  idt  ßy  ock  wor  idt  ßy. 

7.  Item  de  heyde,  [de]  2)  kofft  und  betalet  is  tho  der  Stadt  behoff,  dat  wylle  wy 

holden;  [alßo  wy]  4)  alle  jare  beyden  5) ; dar  en  fchal  nyn  man  holt  uth  houwen  effte  voren, 
funder  men  vore  idt  uppe  der  Stadt  [hoff  tho]  4)  behoff  der  meynen  borger  und  tho  kope 
vor  mogelik  gelt  und  tho  der  ftadt  behoff,  wor  dat  bewyßlick  is. 

8.  Item  fo  fchal  de  Weddetafele  holden  de  havene,  alßo  idt  van  oldinges  geweßet 

is,  dat  idt  encket  ßy,  und  wath  dar  tho  höret,  dat  fchal  dar  tho  bliven,  alßo  idt  van  oldinges 
gewefet  is. 

9.  Item  ßo  wille  wy  den  hilligen  geift  und  funte  Jürgen  beteren,  alßo  idt  van 
oldinges  geweßet  is,  und  ock  den  armen  ßeken  luden  spyfen  und  de  allmiflen  bliven  laten 
na  unfer  macht,  alßo  wy  bewyfen  mögen.  Und  dath  fcholen  regeren  twe  uth  dem  Rade, 
twe  borger  tho  jeweliker  kercken,  enen  kopman  und  enen  amptman;  de  fcholen  nogafftige 
rekenfchop  don  alle  jare  den  jennen,  dede  Radt  und  de  ßoftige  tho  fchicken. 

10.  Item  wille  wy  nemande  in  den  Radt  keßen,  de  landtgudt  hefit;  ock  fchal  nyn 
man  mer  landtgudes  thokopen,  de  nu  in  dem  Rade  is. 

11.  Item  fo  fchal  nyn  jarmarcket  werden,  er  tho  Pinxten. 

12.  Item  de  cyße  van  dem  wyne  fchal  ock  bliven,  alfo  idt  van  oldinges  geweßcn 

is ; alßo  alle  wyn  tho  tappende  umme  wonelike  rechticheit  in  woneliken  fteden,  alle  wor  idt 

3)  So  ist  die  Stelle  unverständlich;  auch  die  anderen  Abschriften  bieten  nichts  Besseres;  vielleicht  ist  zu 
lesen:  „effte  dar  Redere,  tho  der  tydt  dat  der  Landtheren  bede  is“  u.  s.  w. 

2)  „de“  fehlt  in  unserer  Handschrift. 

s)  Aus  einer  späteren  Abschrift  verbessert  für  „heyde“. 

9 Fehlt;  vgl.  S.  26,  Art.  7. 

5)  Hs:  beyde. 
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den  borgeren  und  dem  kopmanne  behaget;  funder  Rynfch  wyn  fchal  me  tappen  in  der  Stadt 
kelre  na  willen  des  Rades. 

13.  Item  ßo  wille  wy  de  olderlude  van  den  ampten  nicht  hoger  beßwaren  myth  eren 
eeden  tho  donde,  man  alßo  idt  van  oldinges  geweßet  is. 

14.  Item  ßo  wille  wy  der  Stadt  Egendom,  muren  und  dore  beteren  und  buwen  van 
der  Stadt  gude  und  nicht  van  der  borger  gude  und  vorstan,  dat  idt  fchal  bewyßlick  wefen, 
war  idt  noth  und  behoff  fy,  alfo  dat  van  oldinges  geweßet  is. 

15.  Item  ßo  fchal  me  dath  fulver  bernen  und  teken,  alße  idt  van  oldinges 
geweßet  is. 

16.  Item  ßo  wylle  wy  de  ampte  nicht  hoger  beßwaren  alfo  cre  rechte,  men  fchal 
ße  by  aller  older  rechticheit  laten.  Ock  ßo  wylle  wy  den  broke  laten  by  der  weddetafelen 
und  defulven  gnade,  alfo  van  oldinges  geweßet  is. 

17.  Item  effte  einem  manne  unradt  fchude  van  brande  und  van  fure  in  finem  liuße, 
dath  bewyßlick  were  und  en  ruchte  worde,  dar  en  fcholde  nyn  broke  upkamen,  men  fyri 
egen  fchade,  den  he  neme. 

18.  Item  ßo  wylle  wy  nemande  nicht  tho  dage  ryden,  alfo  wy  aldus  lange  gedan 
hebben,  men  wor  wy  dath  van  ere  wegen  nicht  laten  mögen. 

19.  Item  ßo  wylle  wy  alle  ftraten  in  unfer  Stadt  frygh  holden,  alzo  dat  vom 
oldinges  geweßet  is. 

20.  Item  effte  uns  jemandt  uthe  dem  rade  edder  van  unfen  borgeren  gefangen 
worde,  dar  wylle  wy  umme  arbeiden  und  ryden  und  willen  dath  befte  dartho  doen,  dat  wy 
affreken  und  enden  konen  uppe  der  ftadt  kofte  und  nicht  uppe  fine  koft,  de  dar  vangen  is ; 
dyth  wille  wy  holden  na  unfer  macht. 

21.  Item  ßo  wille  wy  de  luchten  tho  Warnemunde  alfo  vorwaren  laten,  alzo  van 
oldinges  gewefet  is  unde  entfengen  ])  de  lichte  daryn  tho  fettende;  weret  dar  bewyßlick  vor- 
fumeniffe  thoqueme,  dath  wylle  wy  aver  den  jennen  richten,  de  dartho  fettet  is,  dath  tho 
bewarende. 

22.  Item  ßo  fcholen  de  beyden  roßengarden  frygh  bliven  den  meynen  borgeren,  und 
de  fchal  nemandt  vorhuren  tho  meyende  und  nynerleye  quyck  up  tho  gande ; -fchude  dath, 
men  fchal  dath  panden. 

23.  Item  ßo  fchal  de  meynheit  unbeßwarclt  bliven  tho  ewygen  tyden. 

24.  Item  ßo  fcholen  de  molen  ene  jewerlike  befundergen  regeret  werden  und  nicht 
thosamende  bliven,  und  fchal  dath  molenwerck  holden,  alßo  dat  van  oldinges  ene  wanheit 
und  recht  is. 

25.  Item  ßo  fcholen  alle  krogerfchen  tappen  der  Stadt  mate  by  der  Stadt  broke. 

26.  Item  ßo  fcholen  de  borne  und  ere  afflote  unvortynfet  bliven  tho  ewygen  tyden. 
Und  we  des  waters  nuth,  de  fchal  idt  mede  helpen  buwen. 

27.  Item  fo  fchal  ere  were  holden *  2),  alzo  dat  van  oldinges  geweßet  is  ene  wyße 
und  ene  wonheit  manck  den  heren  des  rades. 

28.  Item  ßo  fcholen  alle  wege,  ftyge  und  affftyge  und  wege  buten  allen  doren  der 
Stadt  Roftock  frygh  und  brucklick  bliven,  en  jewelick  tho  ewygen  tyden,  alfo  idt  van 
oldinges  geweßet  is. 


9 Hs:  entfengende. 

2)  Das  Subject  fehlt. 
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29.  Item  ßo  fchal  men  de  wage  holden,  alfo  dat  dar  nyn  kopman  up  wanen  fchal, 
men  ßliclites  de  wage  tho  Vorstände,  alßo  dath  oldinges  geweßet  is. 

30.  Item  alßo  tchal  men  fchaten  van  der  marck  enen  penninck  und  achte  fchillinge 
tho  vorschate,  alßo  dat  van  oldinges  geweßet  [is]  J).  Und  darenbaven  fchal  me  nemande 
drengen  edder  beßwaren  in  thokamenden  tyden,  men  he  edc  und  recht  tho  efchet. 

31.  Item  alßo  fcholen  de  foftich  borgere  bliven  druttich  uth  den  kopman  und 
druttich  uth  den  ampten,  de  dartho  karen  synt,  der  borger  werff  tho]  ’)  bringen  vor  den 
Radt  und  dat  meyne  befte  [tho]  ])  beßorgen  myth  den  heren  des  Rades. 

32.  Were  dath  ock,  dath  de  heren  des  Rades  tho  Ilozftock  myth  dem  gude,  dath 
der  Stadt  höret,  nicht  regeren  konden,  ßo  fcholen  ße  myth  den  foftichen  vorworden  frunt- 
lyken ; de  fcliolen  denne  famentliken  dar  alzo  inramen,  dat  me  hulpe  vinde,  funder  fchaden 
und  vorderff  des  Rades  und  der  menthe  tho  Rozftock. 

Item  we  eere  und  recht  don  wyl  geven  und  nemen  der  Stadt  und  den  inwaneren, 
he  fy  bynnen  Rades  effte  buten  Rades,  de  fchal  tho  Roftocke  ßeker  und  velich  weßen  fines 
lyves,  eere  und  gudes. 

34.  Item  were  dar  jemandt  van  den  foftigen  vorftorven  effte  vorwyfet  worden,  alfo 
mögen  de  anderen  perfonen  van  den  foftigen  enen  anderen  in  des  doden  effte  vorwyfeden 
mannes  Rete  keßen  na  eren  gudtduncken  funder  j eiligen  hinder. 

35.  Item  ßo  en  fchal  me  nemande  in  den  Radt  keßen,  de  beßlechtet  is,  ock  neue 

ßwegers. 

36.  Item  effte  de  borgermeifter  effte  Radtman  der  Stadt  frygheit  effte  Privilegien 
vorßede,  de  en  fcholen  des  Radesftols  nicht  werdich  weßen. 

37.  Item  wen  de  Radt  hefift  werve  hört  tho  dren  tyden,  tho  der  veerden  reyße  ßo 
fcholen  ße  dar  recht  up  fpreken. 

38.  Item  bringet  hyr  jennich  kopmann  etelware  aver  ßee  und  ßandt,  dath  fchal  he 
tho  kope  liebben  alle  dage  sunder  des  billigen  dages. 

39.  Item  ock  wylle  wy  einen  wraker  liebben  tho  beringe,  tho  hoppen,  tho  hennepe. 

40.  Item  ßo  fchal  dar  nemandt  hoppen  nieten,  funder  he  hebbe  dem  Rade  einen 
eedt  gedaen. 

41.  Item  fo  fchal  me  nemande  nodigen  myth  eeden  effte  myt  gelde,  de  brutlachtes 
kofle  deyth. 

42.  Item  alle  dejennen,  dede  hyr  an  und  aver  geweßen  liebben,  deffe  frygheit  tho 
el fchende  van  uns  in  dem  anbegynne  und  an  dath  ende,  dath  lave  wy  myth  allen  unßen 
nakomelingen,  neyn  hatli  up  tho  hebbende  und  arcli  daruppe  tho  hebbende  van  der  ßake 
wegen  und  nemande  dath  tho  vorwytende  edder  an  tho  wrekende,  fe  fyn  noch  bynnen  landes 
elfte  buten  landes  van  ewygen  tyden  betli  an  dath  ende. 

43.  Ock  dath  deffe  brefif  edder  dath  ingeßegel  van  olders  wegen  jenygerleye  wyß 
gefeiyget  worde,  ßo  fchal  men  deffen  brefif  van  worden  tho  worden  vornygen  funder  wedder 
fprake,  vorfegelen  myth  der  Stadt  grote  ingeßegel  und  den  nygen  brefif  den  ßoftigen  borgeren 
wedder  tho  antwerden  ungehindert 2). 

Alle  delfe  wercke  und  Hucke  lave  wy  borgermciflcr  und  Radtmann  der  fladt 
Roz flocke  myth  unfen  nakomelingen  tho  ewygen  tyden  Hede  und  vaHe  vulkameliken  tho 


3)  Fehlt. 

ä)  Hs.  „und  ungehindert“. 


holdende  unfen  levcn  truwen  medeborgeren  und  inwaneren  in  unfer  Stadt  fundcr  jennigerleye 
wedderfprake,  hulperede  edder  argelyft.  Wy  en  willen  noch  en  fcholen  neuer  wyß  hulpercde 
darin  theen,  dath  der  ftadt  olden  Privilegien  tho  fchade  möge  kamen ; men  ße  fcholen  by 
aller  vullmacht  bliven,  alfo  dath  van  oldinges  gewefet  is. 

44.  Ock  fchal  nyn  puntmaker  by  tunnen  edder  in  facken  vorkopen  mele  baven 
veer  fchepel  by  vorluft  des  gudes,  men  by  veerdelfaten,  halven  fchepelen,  fchepelen,  anders 
nicht.  Ock  fcholen  defulven  puntmaker  hebben  wytte  molden  vor  eren  dören  hengende,  alfe 
dath  van  oldinges  geweßet  is. 

Des  tho  tilge  und  merer  bekantnifße  hebbe  wy  myt  guder  wytfchop  und  myth 
guden  willen  unfer  Stadt  große  ingeßegel  hangen  vor  deflen  brefif,  dede  fchreven  is  na  Gades 
borth  dußent  veerhundert  in  dem  achtundtwintigeften  jare  in  funte  peters  dage,  alßc  he 
verböget  wart. 


3.  Urteil  in  Sachen  der  Herzogin  Katharina 
gegen  die  vier  ausgewiesenen  Bürgermeister  und  den  Ratsherrn  Heinrich  Heket. 

1428  Januar  IG* 1 2 3). 

Ik  Bernd  van  Pleffe,  ridder,  bekenne  vnde  betughe  openbare  in  deffeme  breue  vor 
allesweme,  de  ene  zen  edder  hören  lefen,  dat  my  de  hochgheborne  furftinne  myn  gnedige 
vruvve  vruwe  Katherina,  hertoginne  tho  Mekelenborch  vnde  greuinne  to  Zwerin,  to  Stargarde 
vnde  Rozftock  der  lande  vruwe,  van  erer  vnde  van  erer  hindere  weghene  heren  Hinrike  vnde 
heren  Johanne,  hertogen  to  Mekelenborch  vnde  greuen  to  Zwerin  etc.,  mynen  gnedigen  heren, 
der  de  vorfcreuen  vruwe  vruwe  Katherina,  hertoginne  etc.,  Vormünder  is,  ere  richte  yn  deffer 
nahfcreuen  zaken  lieft  beualen  vnde  tho  eneme  ricter  gefettet,  alfo  lieft  zee  vor  my  vnde 
ereme  fittende  gerichte  gewefen  vnde  lieft  cleghelken  geclaget,  wo  her  Hinrik  Catzow,  her 
Hinrik  Bük,  her  Vikke  van  der  Tzene,  her  Johan  Odbrechtes,  borghermeftere,  vnde  her 
Hinrik  Heket,  radmann  to  Rozftok,  hebben  ere  ftad  to  Rozftok  vnde  inwonere  vorbreuet, 
vorzeghelt  vnde  vorscreuen  myd  tozathe  vnde  gebunde  tho  deme  koninghe  van  Dennemarken 
Zunder  der  herfchop  vnde  borghere  darfulues  to  Rozftok  weten,  willen  vnde  vulbort,  vnde 
lieft  defuluen  borghermeftere  vnde  radmann  ok  beclaget  vmme  andere  pynlike  zake,  der  zee 
zik  fuluen  hebben  vmme  yn  de  vorvlucht  gegeuen  vnde  zynt  dar  vmme  in  deme  Lubefcheme 
rechte  in  de  vefte  komen,  des  zee  ere  lande  vnde  inwonere  vmme  tho  fchaden  fynt  gekomen 
vnde  entarment  üppe  veftich  dufent  lodeghe  mark  vnde  mer  vnde  lieft  dar  vmme  vor  my 
vnde  ereme  fittende  richte  geclaget  in  der  erbenomeden  borghermeftere  vnde  radmann  leen 
vnde  eghene,  wor  zee  dat  hebben  in  ereme  vnde  erer  vorfcreuen  hindere  landen,  yd  zee  grot 
edder  clene,  beweghelik  edder  vnbeweghelik,  dar  zee  vmme  to  allen  rechtdagen  vore 
gheladen  fint  vnde  vorvolghet  fynt,  alfo  en  vnde  eneme  iewelken  vorgefcreuen  vor  gerichte 

’)  Nach  dem  Originale  auf  Pergament  im  Grossherzoglichen  Geheimen  und  Haupt-Archiv  zu  Schwerin. 
An  Pergamentbändern  hängen  drei  runde  Siegel : 

1)  im  stehenden  Schilde  ein  rechts  schreitender  Stier;  Umschrift: 

S -|-  her  -f-  berat  -p  van  -p  pleffe. 

2)  in  einem  Ureipass  eine  liegende  Mondsichel ; Umschrift : 

Siggilum : h — (Lilie)  enniech  : ha  — (Lilie)  lverftat. 

3)  im  rechts  gelehnten  Schilde  ein  Schlägel;  Umschrift: 

S -p  hennink  -p  van  -p  garze. 
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wart  gevunden  vndc  zee  vurder  nicht  vore  komen  fint  noch  yemant  van  erer  wcghene,  alfo 
dat  zee  an  deine  rechten  vellich  fyn  gewürden,  vnde  myn  ergenante  gnedige  vruwe  alle  eres 
lenes  vnde  eghene,  wes  zee  hebben  in  creme  vnde  erer  hindere  landen,  myd  alleme  rechte 
recht  wurden  is.  Vnde  wii  Hennyngh  Haluerftad  vnde  Henningh  Gartze,  knapen,  bekennen 
ok  an  deffcr  vorfcreuen  wiife,  dat  wii  deffes  richters  in  den  vorgeroreden  zaken  hebben 
byfittere  gewefen,  vnde  dat  alle  vorgefcreuen  ftukke  vnde  articule  aldus  ghefchen  vnde 
gerichte  fyn.  Des  to  tüghe,  bekantniffe  vnde  tho  witlicheit  hebbe  wii  alle,  alfo  Bernd  van 
Pleffe,  ridder  vnde  richter,  vnde  Hennyngh  Haluerftad  vnde  Henningh  Gartze,  knapen  vnde 
byfittere  vorgefcreuen,  vnfe  ingefeghele  myd  rechten  willen  vnde  hete  witliken  henghet  laten 
vor  deffen  breff,  de  geuen  vnde  fcreuen  is  non  godes  bort  verteynhundert  jare  an  deine  achten 
vnde  twyntegheften  iare,  darna  an  deme  negheften  vrigdage  vor  funthe  Anthonius  dage  des 
hilligen  vaders. 


